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Abstract: Thema: Medien und Bildungssystem verändern sich durch die Informationsgesellschaft. Mit
Hilfe eines Stakeholdermodells untersucht diese Arbeit, wie SF Schweizer Fernsehen und BBC ihren Bil-
dungsauftrag angesichts dieser Veränderungen definieren und umsetzen. Methode: Mit Fachgesprächen
mit Programmverantwortlichen und anderen Experten (bspw. Regulierer), einer Dokumentenanalyse der
von SRG SSR /SF Schweizer Fensehen und BBC veröffentlichten Strategie- und Selbstdarstel- lungs-
dokumente (bspw. Geschäftsberichte) und einer Sekundäranalyse der Programmdaten wurden die beiden
PSB-Veranstalter untersucht. Der Schwerpunkt lag dabei auf: Strategie und Bildungsauftrag, Interpreta-
tion des Bildungsauftrages, Umsetzung des Bildungsauftrages. Die Stakeholder ausserhalb der Program-
mveranstalter wurden nach ihrer Einschätzung der Erfüllung des Bildungsauftrags befragt. Fazit: Die
grösste Herausforderung der Informationsgesellschaft und der Wissensgesellschaft ist für Public Service
Broadcasting die Digitalisierung und die Konvergenz. Diese Veränderungen bedeuten ein erweitertes Pro-
grammangebot, neue Geschäftsmodelle und die Etablierung des PSB-Modells auf der Onlineplattform.
SF Schweizer Fernsehen und BBC wählen aufgrund der jeweiligen Situation in Politik und Medienland-
schaft unterschiedliche Strategien. Im Medium Fernsehen definieren beide Veranstalter Information als
Bildung. SF Schweizer Fernsehen setzt in seiner Strategie auf Information und Unterhaltung und weist
nicht-aktuelle Informationssendungen als Bildung aus. In ihren Fernsehprogrammen definiert die BBC
ebenfalls nicht-aktuelle Information als Bildung. Die Vermittlung formaler Bildung findet online statt.
Insofern ist die Strategie von SF Schweizer Fernsehen als Konzentration auf Information und Unterhal-
tung zu sehen und damit auf das Kerngeschäft Fernsehen. Die BBC verknüpft ihre Bildungsstrategie mit
ihrer Gesamtstrategie, die auf den öffentlichen Mehrwert abzielt und auf Online als eigenständige Plat-
tform setzt. Es wird sich zeigen, ob sich das Modell eines schmalen PSB-Portfolios durchsetzt, vielleicht
sogar ohne Bildungsauftrag, oder das breite, umfassende Modell der BBC. Diese Arbeit untersucht, wie
sich Medien und Bildungssystem durch die Informationsgesellschaft verändern und welche Anforderungen
der Stakeholder sich dadurch ergeben.
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Kurzfassung 
Diese  Arbeit  untersucht,  wie  sich  Medien  und  Bildungssystem  durch  die  Informations‐












Die  grösste Herausforderung der  Informationsgesellschaft und der Wissensgesellschaft  für 
PSB  ist der  technische Wandel der Digitalisierung und Konvergenz. Diese beiden  Entwick‐
lungen bringen neue Medienangebote und Geschäftsmodelle hervor und verändern die Posi‐
tionierung von PSB im Mediensystem. Die veränderte Position wird deutlich an neuen, wett‐
bewerblichen  Regulierungsformen.  Für  PSB‐Veranstalter  bedeuten  diese  Veränderungen 


















bilden  das Medien‐  und  zu  einem  geringeren  Grad  das  Bildungssystem  der  Schweiz  und 








ren. Der Kompetenzbegriff beruht  auf  einem OECD‐Forschungsprogramm und wird  in der 
internationalen Messung von Mindeststandards  in der Bildung operationalisiert. Beide Bil‐





Grundlagen  in den  letzten  Jahren erneuert gesehen und die Gebührenfinanzierung  fortge‐




sourcen  und  der  jeweiligen  Situation  in  Politik  und  Medienlandschaft  wählen  sie  unter‐
schiedliche Strategien. 








(RTVG) nur verpflichtet  ist, zur Bildung des Publikums beizutragen,  ist die BBC auf  formale 
und informelle Bildungsangebote für Nutzerinnen und Nutzer jeden Alters festgelegt. 
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Während sich SF Schweizer Fernsehen auf  Information und Unterhaltung konzentriert und 
Bildung  vor  allem  im  Schulfernsehen  sieht, offeriert die BBC ein  formales und  informelles 
Bildungsangebot  für alle Zielgruppen. Der BBC stehen dafür ungleich mehr Ressourcen zur 




Fernsehen setzt  in seiner Strategie auf  Information und Unterhaltung und weist  Informati‐




















Das Beispiel des Bildungsauftrags hat das Dilemma  gezeigt, dem  sich PSB‐Veranstalter  im 
Onlinemedium gegenübersehen. Bildung  im Fernsehen  ist  ineffektiv und wird von den Zu‐
schauerinnen  und  Zuschauern  wenig  genutzt.  Onlineangebote  erzielen  gute  Lerneffekte, 
doch es stellt sich die Frage, ob der Auftrag öffentlicher Rundfunkveranstalter eigene Online‐
lernangebote einschliesst. Diese Frage wird  in der Schweiz 2007 mit einem klaren Nein be‐
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Der Bildungsauftrag als Forschungsgegenstand 


















unterschiedliche  Anforderungen  und  Ansprüche  –  von  Publikum,  Politik, Gesellschaft  und 
Werbekundschaft. Diese Anspruchsgruppen stellen oft widersprüchliche Anforderungen  im 
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Ausgleich  suchen müssen. Das bedeutet, dass  ihr Umfeld  zufrieden  ist mit der Umsetzung 







2. Wie  interpretieren SF Schweizer Fernsehen und BBC  ihren Bildungsauftrag  im Rah‐





dem  Modell  des  Social  Demand  von  Raboy  (Raboy/Proulx/Dahlgren  2003:  323  ff.;  Ra‐




Weiterhin  diskutiert  Kapitel  1  Informations‐  und  Wissensgesellschaft  als  komplementäre 
Konzepte. Während die Informationsgesellschaft auf den Wandel fokussiert, der von neuen 
technischen Möglichkeiten ausgeht, beschreibt die Wissensgesellschaft den qualitativen As‐











gen  an  Bildung  stellen.  Diese  erfordern  die  Anpassung  der  Bildungsziele  vom  bisherigen 
„Humboldt’schen“  Bildungsbegriff  an  einen  Kompetenzbegriff,  der  Anforderungen  be‐
schreibt  und  Kompetenzen  zweck‐  und  zielorientiert  definiert.  In  Kapitel  2 werden  unter‐
   10 
schiedliche  Lernbegriffe diskutiert, um ein  Instrumentarium  zur Analyse der PSB‐Bildungs‐
angebote  zu  schaffen. Weiterhin wird  Lernen  aus  audiovisuellen Medien  untersucht,  um 
Möglichkeiten  und  Grenzen  dieser  Lernformen  aufzuzeigen.  Zuletzt  wird  gezeigt,  welche 
Chancen  sich  für  PSB‐Bildungsangebote  aus  neuen  Lehr‐  und  Lernformen wie  E‐Learning 
ergeben. 
Kapitel 3 untersucht die Grundfunktionen des PSB – Information, Unterhaltung und Bildung 
–  und  grenzt  sie  aus  einer  Lernperspektive  gegeneinander  ab.  Weiterhin  werden  PSB‐
Bildungsangebote nach  Lernformen  klassifiziert. Dabei werden Programmgenres  insbeson‐



















einer  Dokumentenanalyse  diskutiert,  ebenso  ihre  Kommunikation  über  ihren  Bildungs‐
auftrag und  ihre Bildungsangebote. Weiterhin wird untersucht, welche Diskussionen  in der 
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1 Public Service Broadcasting 



























































































Beide  Konzepte werden  verwendet,  um  die Veränderungen  in  der Medienlandschaft  und 
dem Bildungssystem und die aus den Veränderungen resultierenden neuen Anforderungen 
an Medien und Bildung zu beschreiben. 










gien  diskutieren,  mit  denen  die  PSB‐Veranstalter  den  aktuellen  Herausforderungen  be‐
gegnen. Das Kapitel schliesst mit einer Betrachtung der Herausforderungen durch die Digita‐
lisierung. 







privatem Rundfunk gibt es, welche Gemeinsamkeiten?  In welcher Beziehung  steht PSB  zu 
Öffentlichkeit, Politik und Wirtschaft?  
1.1.1 Die Definition über Geschäftsmodelle und normative Begründungen 
McQuails  Lehrbuchdefinition betont ebenfalls  strukturelle Elemente, benutzt  jedoch einen 
Fachbegriff  der Organisationslehre:  „Public  Service  Broadcasting  (PSB).  The  (mainly  Euro‐
pean) system of broadcasting that is publicly funded and operated in a non‐profit way in or‐
der  to meet  the  various  public  communication  needs  of  all  citizens.“(McQuail  2005:  566, 
Kursivierung durch die Autorin). Non‐Profit‐Organisationen sind „jene produktiven sozialen 
Systeme mit  privater  Trägerschaft, welche  ergänzend  zu  Staat  und marktgesteuerten  er‐
werbswirtschaftlichen Unternehmungen spezifische Zwecke der Bedarfsdeckung, Förderung 
und/oder  Interessensvertretung/Beeinflussung  (Sachzieldominanz)  für  ihre  Mitglieder 




Ein  unterschiedliches  Verhalten  von  gewinnorientierten  Rundfunkunternehmen  und  Non‐
Profit‐Unternehmen  ist nicht allein auf die  jeweiligen Anreizstrukturen  zurückzuführen,  son‐
dern  auch  auf  unterschiedliche  Zielsysteme.  Eine  Abweichung  des  Verhaltens  öffentlich‐
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rechtlicher Rundfunkanstalten von dem privater Anbieter ist deshalb nicht zwangsläufig ineffi‐
zient. 






pol“  aufgrund  der  Frequenzknappheit  zu  regulieren  (McQuail  2005:  566).  Seit  Kabel‐  und 
Satellitenübertragung eine  grössere  Zahl an  Fernsehkanälen bietet, wird meist mit Markt‐
versagen argumentiert: „The case  for  intervention  in any market  turns primarily on  the e‐
xistence of market failure, and the broadcasting industry is no exception“ (Hargreaves Heap 
2005: 21). Marktversagen  in den audiovisuellen Märkten  ist das Versagen eines nur unter 






















im  Sinne  des  Public  Service  Broadcasting wäre,  solange  die  Rundfunkfreiheit  nicht  beein‐
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trächtigt wird: „Denn die Rundfunkgebühr, die … ihre Finanzierung entscheidend trägt, lässt 
sich nur damit rechtfertigen, der öffentlich‐rechtliche Auftrag erfülle eine besondere öffent‐













der  grösste  Pay‐TV‐Anbieter  Grossbritanniens,  BSkyB,  2006  7,7  Millionen  Abonnenten 
(Office of Communications 2006a: 3).  
PSB‐Veranstalter bekommen als öffentliche Programmveranstalter für die Erfüllung der von 
der  Politik  spezifizierten  Aufträge  Gebührengelder  und/oder  Steuermittel.  In  dem  PSB‐
Geschäftsmodell sind die Nutzer nicht identisch mit den Entscheidern, die Anforderungen an 




gramme  und  beeinflussen  den  Programmauftrag,  und  im  Fall  der Werbung  auch die  Pro‐
grammgestaltung. Beide müssen die Bedürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer berücksichti‐
gen, da  sie  sonst  ihre Ziele verfehlen. Abbildung. 2  zeigt die drei Geschäftsmodelle Public 
Service, Pay‐TV und Werbefinanzierung. 


































wenig  Zuschauerinteresse  wie  rein  an  der  werbetreibenden  Industrie  orientiertes  Pro‐
gramm.  Eine  öffentliche  Finanzierung  ist  somit  notwendig,  aber  nicht  hinreichend:  „Das 
zentrale  Problem  ist  aber,  dass  im  Falle  der  öffentlichen/meritorischen Mediengüter wie 







chen,  dass  sie  PSB  als Beziehung  zu  seiner Umwelt  auffassen. Aufbauend  auf  dem Bezie‐




Öffentlicher wie privater Rundfunk  steht  in  vielfältiger Beziehung  zu Öffentlichkeit, Politik 
und  Wirtschaft.  Einen  neuartigen  Vorschlag,  das  Modell  „PSB  als  Beziehung  zur  Gesell‐
schaft“, brachte zuerst Sondergaard ein. Er definiert PSB wie  folgt: „The concept of  ‘Public 
Service’ primarily refers to a set of relationships between electronic media and the society 
they operate  in and are mandated  to serve“  (Sondergaard 1999: 22). Damit wird aus dem 
statischen PSB‐Konzept ein dynamisches: PSB muss  in Relation zu der Gesellschaft definiert 
werden, in der er sich befindet. Jarren et al. (Donges 2003: 52–65) haben dieses dynamische 
Konzept  weiterentwickelt.  Die  Anerkennung  von  PSB  als  Beziehungsnetzwerk  erlaubt  es, 
öffentlichen und privaten Rundfunk nicht als Gegenspieler, sondern als unterschiedliche Un‐
ternehmensformen  aufzufassen,  wie  Syvertsen  (2003:  156)  zeigt:  „Seeing  public  broad‐
casting as a form of governance – rather than a specific form of media  institution – avoids 
the commonly used opposition between ‚public’ and ‚commercial’ television, an opposition 























Demand  ausgeht,  ist  das  Einfluss‐  und  Stakeholder‐Modell  (vgl.  Alexander/Maiden  2004). 
Stakeholder sind Individuen, Gruppen oder Organisationen, die eine Schlüsselrolle im System 
spielen und unterschiedliche Erwartungen haben: “Stakeholders are all  those claimants  in‐
side and outside the  firm who have a vested  interest  in the problem and  its solution“ and 
„[they]  are  the  concrete  entities  that  affect  and  in  turn  are  affected  by  a  policy“ 






























































ter  Konkurrenz  der  PSB‐Veranstalter,  die  Wettbewerbsverzerrungen  sieht.  Die  negativen 
Stakeholder wirken auch direkt auf die Unternehmensleistung der PSB‐Veranstalter ein,  in‐
dem sie wettbewerbskonformes Verhalten  fordern. Die Vorgaben und Verpflichtungen von 
Politik  und  Regulierung  sowie  die Anforderung, wettbewerbskonform  zu  agieren, werden 
von der Unternehmensleitung an die Redaktionsleitung und von dort an die Redaktion wei‐













Funktionale Anforderungen  definieren  den  eigentlichen  Zweck.  Sie  sind  identisch mit  den 
Anforderungen, die die Stakeholder an jedwedes PSB‐Angebot stellen. Weiterhin müssen die 
Angebote eines PSB‐Veranstalters für die Gesellschaft und für die Zuschauer und Nutzer ei‐
nen Mehrwert  schaffen. Nur wo Bedarf  besteht,  können PSB‐Angebote  erfolgreich  sein  – 
gibt  es  ein  vergleichbares Angebot bei  einem  anderen Anbieter  in besserer Qualität oder 
billiger, kann PSB keinen Mehrwert schaffen. Bieten PSB‐Angebote jedoch keinen Mehrwert, 
ist der gesellschaftliche Nutzen ebenfalls fraglich. 




Obligatorische  Regeln  (Anforderungen):  medienpolitischer  und  ordnungsrechtlicher  Rah‐











inwiefern eine Messung der Nachfrage  in Reichweiten und Marktanteilen  sinnvoll  ist und 
welche Alternativen  es  gibt.  Im  Folgenden  soll  diese Diskussion  skizziert werden,  um  das 
Konzept  des  Social  Demand  als  „dritten  Weg“  zwischen  Angebots‐  und  Nachfrage‐
orientierung zu platzieren. Grundsätzlich wird die Nachfragemessung in Marktanteilen damit 
begründet, dass PSB ein Dienst „in the service of the audience“ (Syvertsen 1999: 9)  ist. Mit 
anderen Worten  heisst  diese  Argumentation:  Ein  PSB‐Veranstalter mit  zu  geringer  Reich‐
weite wird  seine  gesellschaftlichen  Ziele  nicht  erreichen. Orientieren  sich  öffentliche  Pro‐
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grammveranstalter  in  ihrer  eigenen  Strategie  zu  sehr  an  marktwirtschaftlich  definierter 
Nachfrage, verlieren sie ihr Profil (Picard 2002: 228).  
Die Leistungsmessung  in Marktanteilen und Reichweite  ist vor allem deshalb so verbreitet, 














Es  stellt  sich  jedoch das Problem, wie ein Service public die verschiedensten  Interessen und 
Ansprüche  der  Bürgerinnen  und  Bürger  aufnehmen  kann. Die  verschiedenen  Bevölkerungs‐






oder  Parteien die  Interessen des  Publikums  interpretieren  und  advokatorisch  vertreten. Bei 
dieser Interpretation der Publikumsinteressen kommt es allerdings durch eine mehrstufige Se‐
lektion notwendigerweise zu Verzerrungen. (Jarren 2001b: 67) 





von Medien  zur Gesellschaft  zu beschreiben. Ein wichtiges Konzept  ist die  „Social  respon‐
sibility, [which] is interpreted in terms of both ‘responsibility’, indicating the media’s respon‐
sibility with  regard  to society, and  ‘responsiveness’,  indicating  the manner  in which media 
listen  to  and  consider  the  public“  (Bardoel/d’Haenens  2004:  170). McQuail  unterscheidet 
zwischen vier Arten von media responsibility: assigned (zugewiesen), contracted (vertraglich 
vereinbart), self‐assigned (selbst gewählt) und denied (abgelehnt). Damit postuliert das Kon‐


















Qualität  zu definieren  als Programm, das das Publikum wirklich  geniesst, erscheint weder 
neu noch geeignet. Wenn man davon ausgeht, dass Zuschauerinnen und Zuschauer die Sen‐
dungen anschauen, die  ihnen gefallen,  sind Einschaltquoten als  Indikatoren  für  „Gefallen“ 
eines Programms ausreichend. 
Einen  neuen Weg  der  Definition  des  gesellschaftlichen  Bedarfs  haben  Raboy/Proulx  ent‐
wickelt.  In  insgesamt  drei  Artikeln  haben  Raboy/Proulx  (Proulx/Raboy  2003:  331  ff.;  Ra‐
boy/Proulx/Dahlgren  2003:  323  ff.;  Raboy/Proulx/Welters  2001:  95–96)  das  Konzept  des 
Social Demand definiert, das Nutzungsstudien und Policy Research  zusammenbringen  soll. 
Social Demand wird definiert als „a demand defined first of all by criteria linked to social and 






den  konnte,  dass  sie  über  ein  gesellschaftliches  und  soziales  Bewusstsein  verfügen  (Civic 
Consciousness). Die Ergebnisse der Studie  zeigten  jedoch, dass  selbst diese politisch enga‐
gierten  Zuschauer  zwar  die  Existenz  eines  öffentlichen  Fernsehens mit  gesellschaftlichen 
Aufträgen wertschätzen, es aber selbst nicht mögen (Proulx/Raboy 2003: 343).  




und  Gesellschaft  institutionalisiert  ist,  können  politische  und  gesellschaftliche  Anfor‐
derungen an Bildung definiert werden.  
Die Anforderungen können entsprechend definiert werden ‐ aber müssen sie es auch? Fährt 
ein  PSB‐Veranstalter  unter Umständen  besser, wenn  er  sich  nicht  um  die Anforderungen 





gemacht,  die  Anforderungen  an  die  Bildungsangebote  von  PSB‐Veranstaltern  in  Bildungs‐ 
und Rundfunklandschaft zu erheben.  























schiede  und  Gemeinsamkeiten  der  Konzepte  Informations‐,  Wissens‐  und  Mediengesell‐
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schaft sollen  im Folgenden diskutiert werden. Anschliessend werden die unterschiedlichen 
Implikationen  für  den  Bildungsauftrag  des  öffentlichen  Fernsehens  gezeigt.  Zuvor  soll  ein 
grundlegender  Veränderungsprozess  der  Industrie‐Gesellschaft  beschrieben  werden:  die 
Individualisierung und die daraus resultierende Fragmentierung. 
1.2.1 Individualisierung und Fragmentierung 
Individualisierung  ist  laut Beck  (2002: 227) „als  realgesellschaftlicher Prozess ein  soziologi‐
sches Konzept, das eine strukturelle Transformation sozialer Institutionen und der Beziehung 
zwischen  Individuum  und  Gesellschaft  beschreibt“.  Damit  verlieren  die  zentralen  „Guss‐
formen  [eines menschlichen Lebens]  (Zugehörigkeit zu Klasse beziehungsweise Schicht, Fa‐
milie und Konstellation von Mann und Frau …)“ an Ordnungskraft (Fuchs‐Heinritz 1995: 293).  
Individualisierung  bezeichnet  die  Freisetzung  des  Individuums  aus  traditionellen  Bindungen 
und Zwängen und die Erweiterung der  individuellen Handlungsoptionen und Entscheidungs‐




gesagt  bedeutet  Fragmentierung,  dass  neben  den  vier  demografischen  Parametern  Alter, 
Einkommen,  Bildung  und  Religion  immer mehr  Parameter  notwendig  sind,  um  ein  Indivi‐
duum in der Gesellschaft zu verorten.  
Im Medienbereich äussert sich die Fragmentierung der Gesellschaft als Fragmentierung von 
Zielgruppen.  Individualisierung und Pluralisierung der Lebensstile  führen  zu einer weiteren 
Ausdifferenzierung  der  Mediennachfrage  und  zu  einem  fragmentierten  Mediennutzungs‐
verhalten. Die zunehmende Vielfalt der elektronischen Medien intensiviert zukünftig den in‐









Die  Idee,  dass  sich  die  Industriegesellschaft  zu  einer  Informationsgesellschaft  entwickelt, 
entstand  aus einer  amerikanischen  Studie. Diese  Studie  zeigte 1962, dass der Beitrag des 
Informationssektors  am  Bruttosozialprodukt  1958  bereits  bei  29  Prozent  lag,  bei  über‐
proportionalen Wachstumsraten. Der Autor der Studie, der Ökonom Fritz Machlup, folgerte 
daraus,  dass  „Wissen  und  Information  zu  einer  Schlüsselkomponente  der  amerikanischen 
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Volkswirtschaft geworden seien und es in der näheren Zukunft auch bleiben würden“ (Kiefer 
2001:  29).  Die  Herausforderungen  durch  die  Informationsgesellschaft  sind  ein  wieder‐
kehrendes Thema  in Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit, wenn man beispielsweise an die 




• Technologische  Entwicklungen  im  Bereich  der  Informations‐  und  Kommunikations‐
technologien, breitbandigere, mobile Zugänge und damit mobiles Bewegtbild 





Webster  (2003: 9) unterscheidet  fünf Dimensionen:  (1) technological,  (2) economic,  (3) oc‐
cupational, (4) spatial und (5) cultural. Diese Dimensionen  lassen sich  insgesamt unter Kie‐
fers drei Arten des Wandels  subsumieren, aber nicht eins  zu eins  zuordnen. Occupational 
kann  unter wirtschaftlichen  Strukturwandel  eingeordnet werden, wenn man  Arbeit  unter 





much the same way: there  is more  information nowadays, therefore we have an  information 
society. (Webster 2003: 9) 
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das gesellschaftliche System. Rogers’ Modell  ist nicht das einzige. Mahajan/Peterson zeigen 
1985, dass es  schon  seit den 1960er  Jahren eine Reihe von Diffusionsmodellen gibt.  Ihrer 
Analyse nach liegt das Problem darin, dass einzelne Fachrichtungen jeweils für sich Aspekte 
der Diffusion betonen und andere Modelle nicht  in Betracht ziehen: „despite an extensive 





Die Veränderungen,  die  unter  dem Begriff  „Informationsgesellschaft“  subsumiert werden, 
können entsprechend als Diffusionsprozess dargestellt werden. Dazu sind vier Elemente not‐









Diffusionsprozess  mehrstufig  sein.  Einfache  Diffusionsmodelle  basieren  auf  einem  ein‐
stufigen Prozess,  in dem eine  Innovation von Nutzern an potenzielle Nutzer kommuniziert 
wird. Mehrstufig wird der Prozess, wenn die Innovationszyklen kürzer sind als die Adoptions‐
zyklen  oder  wenn  mehrere  Innovationen  konkurrieren.  Ausserdem  diffundieren  mehrere 
Innovationen unterschiedlich schnell, so dass manche Nutzer diese Innovationen angenom‐
men haben, andere Nutzer andere (Multi‐Adoptionsprozess).  




































Das  Konzept  der  Wissensgesellschaft  unterscheidet  sich  von  anderen  Gesellschafts‐
konzeptionen wie der  Informations‐ und Mediengesellschaft vor allem dadurch, dass es  in 
Politik und Wirtschaft operationalisiert und angewendet wird. Dieses Kapitel soll die gesell‐













Wissensökonomie  sprechen  lässt:  lernende,  intelligente Organisationen,  intelligente Güter, 
die Mehrwert schaffen durch das Know‐how, das in ihnen steckt, und daraus resultierend ein 
Strukturwandel  der  Arbeit  zur Wissensarbeit  (Willke  2001:  380f.). Wissen wird  dabei  de‐
finiert  als  „die  Einbettung  von  Informationen  in  ein  Muster  von  Erfahrungen  und  Er‐













eine  zunehmend  grössere  Rolle.  Willke  hält  fest,  dass  „gegenüber  Produkten  mit  hohen 
Wertanteilen  an Arbeit und Material  (…) Produkte die Überhand  [gewinnen], deren Wert 
vorrangig  aus  der  eingebauten  Expertise  besteht  –  z.  B.  Software,  Logikchips,  Computer, 
Farbdisplays“  (Willke  2001:  384). Willke  bezeichnet  diese  Produkte  als  Intelligente Güter, 
was leicht irreführend ist, da sie Assoziationen mit Anwendungen wecken, die „mitdenken“ – 







„The Knowledge  Economy“ über  „economies which  are directly based on  the production, 
distribution and use of knowledge and  information. This  is  reflected  in  the  trend  in OECD 
economies  towards  growth  in  high‐technology  investments,  high‐technology  industries, 
more highly‐skilled labour and associated productivity gains“ (Organisation for Economic Co‐
operation and Development 1996: 7). Die Erkenntnis, dass Wirtschaftswachstum verstärkt 























Die Wissensbasierung  der Wirtschaft  ist  am  besten  dokumentiert  und operationalisiert  in 
Wissensmanagement  und  Statistiken,  die  die  Wissensökonomie  erfassen.  Die  Wissens‐




Häufig wird  davon  ausgegangen,  dass  die Wissensgesellschaft  implizit  Bezug  auf  das  Bil‐
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werden Veränderungen  im Bildungswesen  zunehmend auf der Basis wissenschaftlicher Er‐
kenntnisse gefordert. 











Student  Assessment).  Die  politische  Forderung,  Kindertagesstätten  in  Deutschland  zu  Bil‐
dungseinrichtungen  zu machen, wurde mit wissenschaftlichen  Forschungsergebnissen  be‐
gründet  (Bundesministerium  für Familie 2003: 6). Ausgehend von  internationalen Entwick‐
lungen  in Grundlagendisziplinen  (z. B. Entwicklungs‐ und  Lernpsychologie) als auch  in den 
Anwendungsdisziplinen (z. B. pädagogische Lernkonzepte, Instruktionspsychologie) wird bei 
der Definition von  frühkindlicher Bildung und bei der Entwicklung von Bildungs‐ und Erzie‐





Definition  von  Schlüsselkompetenzen  (siehe  Kapitel  2.3). Das OECD‐Programm  „Definition 





































einem  „sozialen  Totalphänomen“,  das  alle  gesellschaftlichen  Bereiche  prägt.  Krotz  be‐
schreibt den Anspruch des Konzeptes „Mediengesellschaft“ so: 
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Das Konzept der Mediengesellschaft überschätzt Medien  in  ihrer Bedeutung und vernach‐
lässigt  andere  Kräfte  und  Entwicklungstendenzen  in  der  Gesellschaft  (Bonfadelli/Meier 
2004d: 71). Die Mediatisierungsthese ist für die Nutzung von Massenmedien plausibel, sei es 















auch  zunehmend  über  andere  Formen  der  Kommunikation  beeinflusst.  Social Networking 
Sites wie MySpace, Blogs, Foren und Chats spielen eine  immer grössere Rolle. Diese zuneh‐
mende Bedeutung neuer Kommunikationsformen  im  Internet zeigt sich an dem Wachstum 





die Wissensbasierung der Gesellschaft  in allen Bereichen  zu. Diese Wissensbasierung  fusst 
auf  hochentwickelten  Kommunikationsnetzen  und  Speichermedien.  Klassische Massenme‐
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ist, wenn  Umwälzungen  oder  Umbrüche  einer  Gesellschaftsform  aus  Veränderungen  nur 
eines  ihrer  Funktionssysteme  abgeleitet werden.  Zu  viele Gerippe bevölkern den  Friedhof 
gesellschaftstheoretischer weißer Elefanten“ (Willke 2001: 391). Willke bezieht sich auf Kon‐










Während  „Information  in  einer  technologischen  Perspektive  von  Informationstechnologien 
produziert und verarbeitet wird, wird Information erst zu Wissen, wenn Menschen, Organisa‐
tionen  oder  Gesellschaften  (…)  Informationen  aufnehmen,  verarbeiten  und  bewerten,  das 













gen  in  der Medienlandschaft  und  dem  Bildungssystem  zu  beschreiben. Abbildung  5  stellt 
beide Gesellschaftskonzepte einander idealtypisch gegenüber.  














Mit  dieser  Charakterisierung  der wesentlichen Merkmale  der  Informations‐  und  der Wis‐
sensgesellschaft  sollen  die  Implikationen,  Chancen  und  Herausforderungen  dieser  Gesell‐
schaftskonzepte für PSB abgeleitet werden. 
Die Herausforderungen der  Informationsgesellschaft  für PSB  sind vor allem eine Folge des 
technischen Wandels, den die  Informationsgesellschaft mit  sich bringt: Digitalisierung und 











Der öffentliche Rundfunk  (…) muss sich darum als gesellschaftlich zentrale  Instanz des  infor‐




Dass  ein  PSB‐Veranstalter  zum  lebenslangen  Lernen  in  einer  Informationsgesellschaft  bei‐
tragen kann,  ist als politisches Argument sinnvoll. Die Umsetzung dieser  Idee stösst  jedoch 




keiten,  die  Digitalisierung  und  Konvergenz  bieten.  Das  erläutert  Kapitel  1.3.4  in  der  Dis‐
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kussion  der  Strategien  von  PSB,  die  stark  auf  das  Onlinemedium  setzen.  Die  Wissens‐
gesellschaft verändert PSB als Organisation. Ebenso wie in anderen Organisationen und Un‐











funklandschaften mit den  Schlagwörtern  Internationalisierung und  Zulassung privater Pro‐
grammveranstalter, auf der technischen Ebene Digitalisierung und Konvergenz, beschrieben 









folgt,  wie  gezeigt  wird,  dass  PSB‐Veranstalter  durch  die  Konkurrenzsituation  nicht  ge‐
zwungen werden, den Auftrag zu vernachlässigen, im Gegenteil. Gerade unter Wettbewerbs‐
































Competition has above all  forced public  service media  to be more  responsive  to  their audi‐
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ses  perhaps  one  of  the  greatest  challenges  to  the  public  broadcasting model“  (Syvertsen 
2003: 160).  















Neben der quantitativen  Zunahme der Medienangebote  verändert  sich  auch die Qualität, 
zum Beispiel die zunehmende Konvergenz von technischen Verbreitungsformen. Gleichzeitig 
nimmt die Zahl der Informationen und Inhalte ebenso zu wie die Anzahl der Zugangswege zu 




die Nachfrage  ebenfalls  auf.  Picard  (2002:  229)  sieht  für  den  europäischen  Fernsehmarkt 
beispielsweise  die Hauptursache  für  sinkende Marktanteile  der  grossen  Fernsehsender  in 
der starken Zunahme der Angebote in den letzten Jahren.  
Für Medienunternehmen ergeben sich durch die Konvergenz der Plattformen neue Produkte 
und  Geschäftsmodelle  und  neue Wettbewerbssituationen.  Die  Digitalisierung  vervielfacht 
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Die Übertragung von Fernsehprogrammen und Filmen über ein digitales Datennetz bezeich‐
net  man  als  IPTV  (Internet  Protocol  Television).  Dadurch  entsteht  ein  weiterer  Verbrei‐
tungsweg  für Fernsehen. Die Übertragung von digitalen Videosignalen erfordert eine hohe 
Datenrate (etwa 6–16 MBit/s für HDTV, abhängig von der eingesetzten Kodierung). Daher ist 
IPTV  erst  durch  die  weite  Verbreitung  von  Breitbandanschlüssen  zum  Teilnehmer  (z.  B. 
ADSL2,  Kabelmodem  oder  VDSL)  und  neue  Kompressionsmethoden  (VC1, H.264) möglich 
geworden. 
Der  Begriff  IPTV wird  für  verschiedene Anwendungen  verwendet:  Broadcast‐TV  (Empfang 







Die  Distributionsform  entscheidet  über  das  Geschäftsmodell.  Während  bei  DVB‐T  Pro‐
grammproduktion und Distribution in der Hand des öffentlichen Rundfunks sind, kaufen Ka‐
belbetreiber,  Satellitenbetreiber  und  Telekommunikationsunternehmen  Content  ein  und 
finanzieren ihre Investitionen in digitale Netze mit dem Verkauf von Inhalten. Das bedeutet 





























Verweigerer  (Reevell  2005:  343). Die Nutzung  der Digitalfernsehangebote  auf  den  unter‐













Die Digitalisierung  erhöht  den  Legitimationsdruck  für  PSB  (Steemers  2003:  125).  Für  PSB‐
Veranstalter als öffentlich  finanzierte Non‐Profit‐Unternehmen  stellt  sich die Frage,  inwie‐
weit sie an den neuen Möglichkeiten teilhaben können. Die Frage nach staatlichen Beihilfen 
ist ausgestanden in dem Sinn, dass die Gebührenfinanzierung für Angebote, die sich im Leis‐
tungsauftrag bewegen, erlaubt  ist  (siehe Kapitel 1.3.3). Wie der Auftrag  in einer digitalen 
Welt zu  interpretieren  ist, steht noch nicht  fest. Die EU‐Kommission als politischer Akteur, 
der am meisten auf die Beschränkung der europäischen PSB‐Veranstalter drängt, bekennt 
sich  zwar  zu  einem  „Full‐Portfolio‐Modell“,  doch  die  „Forderung  nach  einer  präzisen  For‐
mulierung  des  öffentlich‐rechtlichen  Auftrags  und  die  in  diesem  Zusammenhang  deutlich 
werdenden Vorstellungen der Kommission weisen jedoch auf eine engere Auslegung“ (Holtz‐
Bacha 2006b: 62).  











renz  nicht  national  regulieren  lassen.  Die  Regulierung  auf  europäischer  Ebene  ist  jedoch 
mehr  als  die  auf  nationaler  Ebene  durch  die Wettbewerbspolitik  geprägt. Damit  sind  die 
neuen Medienangebote  von PSB‐Veranstaltern, wie beispielsweise Onlineauftritte,  stärker 









Fernsehen  ist  eine  Dienstleistung,  die  in  den  Mitgliedsstaaten  der  EU  unter  die  Dienst‐
leistungsfreiheit fällt. Mit der Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“ (89/552/EEC, 97/36/EC) 







gulierung  audiovisueller Medien  hin  zur  EU. Deshalb  stellt  die  EU‐Regulierung  des  audio‐
visuellen  Sektors  eine wichtige  Rahmenbedingung  für  die  Entwicklung  europäischer  PSB‐
Veranstalter dar.  
Die Debatte  in der EU‐Kommission war  von  zwei  konträren  Zielen  geprägt. Auf der einen 
Seite wurde  eine  Liberalisierung  des  audiovisuellen  Sektors  angestrebt,  um Wachstum  zu 
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ermöglichen:  „To  foment  the  rapid  growth  of  the  European  television  market,  the  EU’s 
(de)regulatory principles of liberalization and harmonization have underpinned its approach 
to the audiovisual sector” (Wheeler 2004: 351). Gleichzeitig suchte die EU‐Kommission, die 
traditionellen  europäischen  Werte  des  Pluralismus,  der  kulturellen  Vielfalt  und  der  Kon‐
sumentenfreiheit zu erhalten. 




PSB wird  in  fast allen EU‐Mitgliedsländern  in Teilen oder  zur Gänze  (z. B. Grossbritannien 
und Schweden) über Gebühren und Steuern finanziert.  Im Vertrag von Amsterdam erklärte 
der Europäische Rat die Gebührenfinanzierung als grundsätzlich zulässig, sofern die Gebüh‐
ren  für  national  zu  definierende  Public‐Service‐Broadcasting‐Leistungen  eingesetzt  wer‐
















diendienstleistungen mit einzubeziehen und die Direktive  in  „Richtlinie über  audiovisuelle 
Mediendienste“ umzubenennen.  
                                                 
1  Richtlinie 80/723/EWG der Kommission vom 25. Juni 1980, geändert durch Richtlinie 85/413/EG der 
Kommission vom 24. Juli 1985, Richtlinie 93/84/EG der Kommission vom 30. September 1993 und Richtli-
nie 2000/52/EG der Kommission vom 26. Juli 2000 (ABl. L 193 vom 29.7.2000). Siehe IP/00/763 vom 
12. Juli 2000. 





Kern  der Direktive  ist  die Unterscheidung  zwischen  linearen  und  nicht‐linearen Diensten. 
Nach  Art.  1e)  Mediendienste‐Richtlinie  stellt  der  nicht‐lineare  Dienst  „ein[en]  audio‐
visuelle[n]  Mediendienst  [dar],  bei  dem  der  Nutzer  aufgrund  eines  vom  Mediendienste‐
anbieter ausgewählten Inhaltsangebots den Zeitpunkt festlegt, zu dem ein bestimmtes Pro‐
gramm übertragen wird“.3  
Für  audiovisuelle Mediendienste  gelten  künftig plattformunabhängige Regeln. Der  „audio‐
visuelle  Mediendienst“  umfasst  sowohl  audiovisuelle  Dienste  (Fernsehen),  einschliesslich 












Für Online‐Angebote  von  PSB‐Veranstaltern  bringt  die  revidierte Mediendienste‐Richtlinie 
keine Nachteile. Positiv könnte sich für sie auswirken, dass audiovisuelle Mediendienste von 




grund der weniger  strikten Bestimmungen  zu  Jugend‐ und Verbraucherschutz,  sondern es 
könnten auch die Quotenvorgaben zur Förderung der europäischen und von unabhängigen 
Herstellern stammenden Werke umgangen werden“ (Ricke 2006: 18).  
                                                 
2  Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates. 
Dokument 2005/0260 (COD), S. 23. 
3  Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates. 
Dokument 2005/0260 (COD), S. 23. 
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die  Märkte  die  Sättigung,  und  öffentliche  und  private  Rundfunkunternehmen  können 
Wachstum nur noch durch den Gewinn von Marktanteilen erzielen. Diese Phase war für den 
öffentlichen Rundfunk die schwierigste, da der private Rundfunk stark genug war, um strate‐
gisch wichtigen Content  und  Stars  einzukaufen. Die  Produktions‐  und Beschaffungskosten 
der öffentlichen Sender steigen (vgl. Hultén/Brants 1992: 121). In der Konsolidierungsphase 
pendeln sich die Preise für Werbezeiten und auf der Beschaffungsseite für Inhalte ein. Unter‐





cation‐Strategie,  eine  Anpassungsstrategie  und  eine  Kompensationsstrategie.  1994  unter‐
scheiden Yves Achille und Bernhard Miège bei den europäischen öffentlichen Programmver‐
anstaltern vier unterschiedliche Strategien: die Erhaltung des Status quo; die oppositionelle 





wird  von  den  privaten  Broadcastern  als  regulatorische Massnahme  für  PSB  eingefordert, 
wurde allerdings nirgends realisiert. Werbung als Finanzierungsmittel wird dabei abgelehnt, 
um  den Auftrag  nicht  zu  gefährden. Die  Purification‐Strategie wäre  ein  Rückzug  aus  dem 
Wettbewerb, das Risiko die Marginalisierung. 
Anpassung bedeutet, sich dem Wettbewerb zu stellen und Reichweiten und Marktanteile zu 
maximieren.  Populäre  Programme  sollen  ein Massenpublikum  ansprechen. Werbung wird 






Dies  erfordert  eine  konsequente Anpassung  an  Erwartungen der  Zielgruppen. Gleichzeitig 
werden die Programmleistungen gepflegt, die als Markenzeichen für den öffentlichen Rund‐
funk gelten: Information, die der (politischen) Meinungsbildung dient, kulturelle und bilden‐
de  Inhalte  „sowie Orientierung und Beratung als echte  Lebenshilfe“  (Meier 1997: 35). Die 
Kompensationsstrategie erzwang in manchen Fällen nicht nur eine Rückkehr zu „öffentlichen 
Werten“,  sondern  zuerst  eine  Hinwendung.  Das  beschreibt  Meier  (2003:  357)  für  das 
deutsche ZDF:  










73–94).  Die  PSB‐Veranstalter  in  grösseren  Ländern,  vor  allem  in  Grossbritannien  und 
Deutschland,  entwickeln  aktiv  neue  Strategien  für  digitales  Fernsehen  und  neue Medien. 
Parallel versuchen die PSB‐Veranstalter, Kosten zu reduzieren und effizienter zu werden.  






ziellen Gründen,  aber  auch  aus Gründen  der Markenführung  nicht  beliebig  steigern  lässt, 














I  accept  the premise  that  if  the BBC  remains nothing more  than  a  traditional  TV  and  radio 







„Mehrwerts“  (Added Value)  im  Internet. Die Multimedia‐Added‐Value‐Gesamtstrategie der 
SRG SSR  idée suisse soll „das spezifische Potenzial des Internets zur zeitgemässen und kun‐













rechtlichen  Systems.  (…)  Ihr  fehlt  erkennbar  eine  Kultur  der  öffentlich‐rechtlichen  Profi‐
lierung  im Sinne des ursprünglichen Programmauftrags, weil diese auch  in den klassischen 
Rundfunkmedien kaum gepflegt wird. (…) Die ARD behandelt ihre zentrale Einrichtung stief‐
mütterlich  und  ohne  erkennbares  Bewusstsein  für  anstehende  intermediale  Bedeutungs‐
verschiebungen und die Wahrung ihrer Nachrichtenkompetenz.“ 
Insoweit zeigt sich, dass sowohl ARD als SRG SSR den strategischen Wert von Online nicht in 
entsprechenden Budgets  ausdrücken  und  längst  nicht  die Akzeptanz  bei  der Nutzerschaft 
   45
erreichen, wie die BBC es schafft. Der prozentuale Anteil an den SRG‐SSR‐Gesamtkosten, der 
von  Online  verursacht  wird,  liegt  zumeist  unter  2  Prozent,  bei  SF  bei  nur  0,4  Prozent 
(Trappel/Uhrmann 2006a: 29). Die ARD hatte gemäss Budgetgrenze 43,5 Millionen Euro für 
Online,  davon  entfielen  6,4 Millionen  Euro  auf  tagesschau.de  (Meyer‐Lucht  2006:  41).  Im 
Kontrast  dazu  betrugen  die  Ausgaben  für  bbc.co.uk  2005/2006  insgesamt  72,3 Millionen 
Pfund (BBC 2006: 106), und BBC misst Online höchste strategische Priorität zu. 
1.3.5 Fazit 





1. Individualisierung und Pluralisierung der  Lebensstile  führen  zu einer weiteren Aus‐
differenzierung der Mediennachfrage und zu einem weiter  fragmentierten Medien‐
nutzungsverhalten. 
2. Im Mittelpunkt des Konzepts der  Informationsgesellschaft  steht die  Idee  eines be‐
schleunigten  und  sich  weiter  beschleunigenden  gesellschaftlichen  und  technologi‐
schen Wandels, der Individuen und Organisationen zur permanenten Weiterentwick‐
lung zwingt. Diese Weiterentwicklung geschieht durch Lernprozesse.  




dass  PSB‐Veranstalter  zur  „Entwicklungsplattform  und  zum  Modellanbieter“  werden  und 
eine  Vorreiterrolle  bei  interaktiven  Medien  und  Dienstleistungen  bekommen 





Als  Herausforderungen  und  Probleme  identifizieren  die  Autoren  eine  mögliche  Benach‐
teiligung weniger  innovationsfreudiger  Publikumssegmente.  Das würde  dem  Integrations‐
auftrag  des  öffentlichen  Rundfunks  zuwiderlaufen,  zumal  er  auch  gerade  als  zivil‐
gesellschaftlich ausgerichtete  Institution den Auftrag hat, Defiziten und Fehlentwicklungen 
wie  beispielsweise  Wissensklüften,  entgegenzuwirken.  Weiterhin  limitiert  die  Gebühren‐




politischen  und  gesellschaftlichen  Herausforderungen  der  Informationsgesellschaft  ausge‐











nen  ab.  Sie  betreffen  die  Distribution,  die  Unternehmens‐  und  die  Produktebene.  Kiefer 
weist darauf hin, dass erst die Satellitenübertragung die nationalen Grenzen überschritt und 
so das Mediensystem und der Nationalstaat nicht mehr deckungsgleich waren.  




nach  (günstig  produzierten)  Inhalten  sprunghaft  angestiegen  ist,  spielt  insbesondere  der 
internationale Formathandel eine wichtige Rolle. 
Auf Unternehmensebene bedeutet  Internationalisierung, dass Konzerne  zunehmend  inter‐
national  tätig sind, und andrerseits, dass die Verflechtung von Unternehmen über Landes‐
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1.4 Zusammenfassung der Thesen 
1.1. Der Bildungsauftrag von PSB‐Veranstaltern  ist nicht  im Detail spezifiziert, deshalb 
müssen sie Anforderungen an ihre Bildungsangebote erheben 
1.2. Diese Anforderungen  lassen  sich  in  funktional, nicht  funktional und obligatorisch 
gliedern. 
1.3. Funktionale  Anforderungen: Das  Bildungsangebot muss  im  Einklang mit  den  Bil‐
dungszielen  stehen.  Weiterhin  müssen  die  Bildungsangebote  eines  PSB‐Veran‐
stalters  für  die  Gesellschaft  und  für  die  Zuschauer  und  Nutzer  einen Mehrwert 
schaffen. 
1.4. Nicht‐funktionale  Anforderungen:  PSB  muss  sich  an  Zuschauerinteressen  orien‐
tieren und seine Bildungsangebote mediengerecht aufbereiten. 



































zer.  Anbieter  sind  Organisationen,  Institutionen  und  Unternehmen,  die  bildende  Inhalte 
entweder gratis abgeben oder verkaufen. Die Anbieter gliedern sich auf  in den öffentlichen 
Bereich  der  Primar‐  und  Sekundarschulen  und Hochschulen  und  den  privaten  Bereich,  zu 
dem die Weiterbildungsinstitute, (Fach‐)Buchverlage und  im weiteren Sinn die Medien zäh‐
len. Lehrmittelverlage sind entweder staatliche (in der Schweiz häufig in kantonalem Besitz) 
oder  privatwirtschaftliche Unternehmen. Die  staatlichen Anbieter  haben  den  gesetzlichen 
Auftrag, Unterricht zu veranstalten, der für die Nutzerinnen und Nutzer  im Primar‐ und Se‐
kundarbereich gratis  ist und  im Tertiärbereich zumindest  staatlich  subventioniert  ist. Auch 
Weiterbildungsinstitute  veranstalten  Unterricht,  der  aber  von  den  Teilnehmenden  selbst 
finanziert wird.  Verlage  und Medien  produzieren  Bücher,  audiovisuelle  Inhalte  und  Lern‐
software, die wiederum im Unterrichtskontext oder individuell genutzt werden. 
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Die Nutzer  lassen sich als Zielgruppen darstellen. Für Kinder und  Jugendliche  ist der Schul‐
besuch bis zu einem bestimmten Alter obligatorisch, danach freiwillig. Der Hochschulbesuch 
ist ebenso freiwillig wie die Nutzung von Weiterbildung. Je nachdem, ob die Nutzung eines 
Angebots  freiwillig oder obligatorisch  ist, unterscheiden  sich die Motivationen der Nutzer, 
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Unterscheidung  von  „eigentlicher“,  „echter“  Bildung  (Humboldts  „idealische  Voll‐



























sierung wirkt  sich auf die Gesellschaft aus,  indem  sie von dem  Individuum mehr Mobilität 















im  Sinn des OECD‐Programms  „Definition and  Selection of Competencies: Theoretical and 
Conceptual Foundations”  (DeSeCo). Das Set besteht aus Schlüsselkompetenzen, die  für die 
persönliche und soziale Entwicklung der Menschen in modernen, komplexen Gesellschaften 
wesentlich  sind.  Drei  Kategorien  von  Kernkompetenzen werden  definiert:  Interagieren  in 
sozial heterogenen Gruppen; selbständiges Handeln und interaktive Nutzung von Instrumen‐
ten und Hilfsmitteln. Kompetenz wird in diesem Programm definiert als „the ability to meet 
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(1999: 30) definiert Kompetenzen als „Schlüsselqualifikationen“, wobei der Begriff „Schlüs‐
selqualifikation“ aus der Berufsbildung kommt und Berufe und berufliche Felder definiert. 
Dieses Konzept  ist  leicht verständlich und wird aus diesem Grund häufig angewendet,  ihm 
fehlen jedoch theoretische Grundlagen.  
Ein  ebenfalls  bekanntes  Kompetenzkonzept  ist  das  TUNING‐Projekt  (Gonzalez/Wagenaar 









ben  zentralen  Kompetenzen  über  die  an  der  Berufsbildung  orientierten  Schlüs‐
selqualifikationen hinausgeht.  
DeSeCo  definiert  drei  Kategorien  von  Kernkompetenzen:  Interagieren;  selbständiges Han‐
deln und interaktive Nutzung von Instrumenten. 
Die  Fähigkeit, mit  anderen Menschen  auszukommen,  zusammenzuarbeiten  und  Konflikte 
lösen  zu  können,  figuriert  unter  der  ersten  Kategorie  „Interagieren  in  sozial  heterogenen 
Gruppen“. Die zweite Kategorie „Selbständiges Handeln“ umfasst Schlüsselkompetenzen, die 




geführten  Kernkompetenzen  gehören  Lesekompetenz  und  mathematische  Grundbildung, 
Wissen und Informationen der naturwissenschaftlichen Grundbildung, und die Beherrschung 
von Technologien.  
























Interaktive  Anwendung  von  Sprache,  Symbolen 
d T








kompetenzen  überein:  „selbständiges Handeln“  entspricht weitgehend  der  „Selbstkompe‐
tenz“,  die  „Hilfsmittel  und  Instrumente  interaktiv  nutzen“  der  „Sachkompetenz“  und  das 
„Interagieren in sozial heterogenen Gruppen“ der „Sozialkompetenz“.  
Jede der DeSeCo‐Schlüsselkompetenzen setzt die Mobilisierung des Wissens, kognitive und 
praktische  Fähigkeiten  sowie  bestimmte  Sozial‐  und  Verhaltenskomponenten  wie  Ein‐










nach einer  solchen Kompetenz  festgestellt worden  ist. Aus diesem Grund werden Kompe‐











Bildung  seiner Kräfte  zu einem Ganzen. Zu dieser Bildung  ist Freiheit die erste, und uner‐
lassliche Bedingung“  (Königlich Preussische Akademie der Wissenschaften 1903: 296). Das 
Ziel ist demnach die menschliche Vervollkommnung  
Der Kompetenzbegriff  ist operationalisierbar und wird operationalisiert  in der  internationa‐
len Definition und Messung  von Mindeststandards  in der Bildung, beispielsweise  im PISA‐
Programm. In Bildungspolitik und Bildungsforschung verdrängt der Kompetenzbegriff zuneh‐


















nimalanforderungen  fokussiert,  aber  er  lässt  Raum  für  Eliten. Die  Konsequenz  daraus  für 
diese Arbeit ist, dass der verwendete Bildungsbegriff einen starken Fokus auf Verwertbarkeit 

















What are  the  limits between  information and  learning? This borderline  is basically between 
learning  and non‐learning  activities.  (…)  „for  informal  learning  knowledge  is made  available 




eigene Leistung notwendig  ist, um von  lernen zu sprechen. Die  Intention, etwas zu  lernen, 
kann sich dabei auf kleine Einheiten beziehen. Beispielsweise bedeutet diue Forderung nach 
der Intentionalität des Lernens nicht, dass sich ein Rezipient mit der Intention, etwas zu ler‐




Lernens“,  begann  sich  gegenüber  dem  Begriff  der  Bildung  in  den  1990er  Jahren  durch‐
zusetzen.  In  dieser  Zeit  reifte  die  Einsicht,  dass  angesichts  fundamentaler  Veränderungs‐
prozesse eine Umorientierung  in der Weiterbildung notwendig  ist. Dabei geht es um neue 
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tionsgesellschaft angesehen werden kann. Die  technische Entwicklung  in der  Informations‐
































Diese  Veränderungen  erfordere  eine  neue  Lernkultur,  postulierte  das  Projekt  „Lernkultur 
Kompetenzentwicklung“.  Eine  Lernkultur,  so  die  Autoren,  umfasst  drei  Dimensionen:  die 
Lernumgebung  oder  Positionsdimension,  das  Lernsubjekt,  seine  Lernresultate  und  Lern‐
reflexionen  oder  die  Produktdimension,  den  Lernprozess  oder  die  Prozessdimension 
(Erpenbeck/Sauer  2001:  29).  „Lernkultur“  ist  ein  abstrakter  Begriff,  und  jede Gesellschaft 
kann eine Lernkultur haben, wie Veith (2003: 181) in seinem sozialwissenschaftlichen Rück‐
blick zeigt. Deshalb soll die „Lernkultur“ hier nur als Konstrukt dienen, mit dessen drei Di‐
























gesprochen werden. Dohmen weist  auf den  Zertifizierungscharakter der  formalen Bildung 
hin: Formales Lernen ist „ein von Bildungsinstitutionen veranstaltetes, planmäßiges struktu‐
riertes Lernen, das zu anerkannten Abschlüssen und Zertifikaten führt” (Dohmen 1996: 29). 









prozesses  ist. Diese  Abgrenzung  ist wichtig,  da  ohne  die  Intention,  zu  lernen,  der  Begriff 
„Lernen“ beliebig wird – mit anderen Worten, wenn keine Intention, zu lernen, erforderlich 
ist, kann jedwede Tätigkeit als Lernen bezeichnet werden.  




Angesichts  der  Globalisierung  wirtschaftlicher  Aktivitäten  bei  gleichzeitiger  Fragmentierung 
und Dynamisierung der Märkte wird die Gestaltung des Lernens als selbstorganisierter Prozess 
immer  notwendiger.  So  ist  beispielsweise  der  Übergang  von  der  traditionellen  beruflichen 
Weiterbildung  zur Kompetenzentwicklung  im europäischen Maßstab und  zu dem damit  ver‐
bundenen selbstorganisierten Lernen zugleich Resultat und Antrieb dieser Notwendigkeit. A‐
ber  auch das  schulische und das universitäre  Lernen bewegen  sich, wenngleich  langsam,  in 
































Abbildung 7 definiert die Dimensionen des  Lernens  im Überblick.  In die Dimensionen des 
Lernens nach Erpenbeck/Sauer (2001: 29) werden zentrale Begriffe dieser Arbeit wie „Kom‐
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petenz”, „informelles Lernen” oder „selbst organisiertes Lernen” und „lebenslanges Lernen“ 
verortet.  











initial education  to  facilitate  learning  throughout  life, and giving adults access  to education. 
(Organisation for Economic Co‐operation and Development 1999: 6) 




von Wissen, Qualifikationen  und  Kompetenzen  dient  und  im  Rahmen  einer  persönlichen, 





zu fördern. Das Individuum  ist aufgefordert,  in Eigenverantwortung zu  lernen, wobei eigen‐
verantwortliches Handeln selbst wiederum Lernprozesse voraussetzt. 
Zweck des  lebenslangen Lernens  ist für Erwachsene nach Heid (2000: 23): (1)  in der grund‐
legenden Bildung Erreichtes weiterzuführen und auszubauen,  (2)  in der grundlegenden Bil‐
dung  Versäumtes  nachzuholen,  (3)  veraltete Qualifikationen  durch  neue  zu  ersetzen,  (4) 
durch Weiterbildung Ermöglichtes oder Ermöglichendes „einzusparen“. 




stärkere  Kompetenzorientierung  in  Schulen  und  Hochschulen  hat  Standardisierungs‐  und 
Vergleichstendenzen hervorgebracht. Während in den Primar‐ und Sekundarstufen der Ver‐
gleich mit Benchmarkingstudien wie PISA  im Vordergrund  steht,  ist es  im Hochschul‐ und 
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Das  Konzept  des  lebenslangen  Lernens  ist  untrennbar mit  dem  Kompetenzbegriff  der Bil‐
dung verknüpft. Das bedeutet, dass  lebenslanges Lernen ebenso wie der Kompetenzbegriff 
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einem  Kultivierungseffekt  her.  In  leistungsfähigen  Bildungssystemen wie  dem  schweizeri‐
schen ist davon auszugehen, dass Kultivierungseffekte zur Bildung kaum beitragen. Die obli‐
gatorische  Schulzeit  ist  länger  und  allen  Kindern  zugänglich,  und  in  der  obligatorischen 
Schulzeit werden wichtige Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt. Deshalb ist in der Schweiz 




















Bedarfsfelder  im Bildungsbereich  lassen sich nur auf nationaler Ebene  identifizieren, da Bil‐
dungsstrategien  und  die Organisation  der Bildungsinstitutionen  von  der  nationalen  Politik 
geformt werden. Entsprechend sind auch der Bildungsauftrag von PSB‐Veranstaltern sowie 




schung  bereits  rezipiert  wurden.  Kapitel  2.5.1  untersucht  am  Beispiel  der  Wissenskluft‐
Hypothese,  welche  Rolle  PSB  in  Hinblick  auf  Bildung  von  der  Publizistikwissenschaft  zu‐
gedacht wurde, und fügt dieser Perspektive noch eine bildungstheoretische Sichtweise hin‐
zu. Kapitel 2.5.2 erläutert die Faktoren, die Lernen aus audiovisuellen Medien unterstützen 






Jahren  Massenkommunikationsforschung  veröffentlicht.  Die  Hypothese  besagt,  dass  die‐
jenigen  Bevölkerungsgruppen,  die  über  mehr  Bildung  und  einen  höheren  sozio‐
ökonomischen Status verfügen, Information schneller aufnehmen (Tichenor/Donohue/Olien 
1970: 159–160).  

















Bonfadelli  (2002a:  67)  hat  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  sich  die  ursprüngliche Wis‐
senskluft‐Studie auf Einzelthemen und nicht auf Wissen  insgesamt bezieht und sich häufig 
auf politische  Informiertheit beschränkt. Bereits Tichenor/Donohue/Olien  (1970: 159–160) 
hatten  darauf  hingewiesen,  dass  die Wissensklüfte  in  anderen  Themenbereichen weniger 





sens“kluft“  nicht. Wie  Kapitel  2.2  gezeigt  hat,  spielen  die Anforderungen  an  Bildung  eine 
wichtige Rolle – was muss ein Mensch können, um ein erfülltes Leben  in der Gesellschaft 
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führen zu können? Die Bildungspolitik versucht sicherzustellen, dass  jeder Bürger und  jede 
Bürgerin zumindest ein mittleres Kompetenzniveau erreicht und gleichzeitig eine Elite Spit‐






Für  das  Individuum  und  die  Gesellschaft  spielen  vor  allem  Lerndefizite  eine  Rolle, wenn 
grundlegendes Wissen und grundlegende Fähigkeiten in der Schule nicht erlernt werden. Ein 
häufig genanntes Beispiel für derartige Defizite sind Leistungen, die bei dem internationalen 
PISA‐Benchmarktest  nicht  die mittlere  Kompetenzstufe  in  Lese‐,  Schreib‐  und mathemati‐
schen Kompetenzen erreichen. Derartige Defizite  sind  zunächst ein Problem des Bildungs‐
sektors und betreffen Medien nur peripher. Doch ebenso wie  im Bildungssektor mit dem 







ten  (1973:  422),  oder Medien  als  Erklärung  gesellschaftlicher  Segmentierungsprozesse  zu 
sehen (Eichmann 2000: 160) oder wie Bentele Medien der Presse die Funktion der Kontrolle 
des gesellschaftlichen  Informationsflusses  zuzuschreiben  (vgl. 1985: 90). Deshalb  lässt  sich 
festhalten, dass aus einer bildungstheoretischen Perspektive kein Medium allein durch seine 
Existenz negative Wirkungen erzielen kann. 
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tive ist Wissen nur ein Teil des Kompetenzbegriffs, der insgesamt stärker auf Fähigkeiten als 
auf Wissen rekurriert. 









nen  im  Zusammenhang mit  spontaner Medienzuwendung,  im  Freizeitkontext“  (Bonfadelli 
1998: 126) erfolgt freiwillig, und deren Motive sind meist nicht bildungs‐, sondern unterhal‐
tungsorientiert. Die Mediennutzer  beabsichtigen  keinen  Bildungseffekt,  suchen  aber  nach 
kognitiven, affektiven und sozialen Gratifikationen. Die Aufmerksamkeit und die Konzentra‐




Vergleich  zu  formalem  Lernen  (Schule,  Hochschule,  Weiterbildungskurse,  E‐Learning)  die 
Möglichkeiten  der  Interaktivität  gering  und  eine  Lernerfolgskontrolle  nicht  vorgesehen 
(Bonfadelli 1998: 126). Abbildung 4 vergleicht unterschiedliche Lernsituationen. 





Kontext  Freizeit  Weiterbildung Schule 










Lernziele  Keine  Explizit Explizit 
Modalität  Nicht zweckorientiert Zweckorientiert Zweckorientiert 
Inhalte  An  Mediumsvorgaben  und 
Nutzerinteressen orientiert 




Publikum  Räumlich  und  zeitlich 
dispers 




Aufmerksamkeit  Gering  Hoch Mittel bis hoch 
Individualisierung  Gering bis mittel  Mittel Gering bis mittel 
Gratifikationen  Hoch  Hoch Gering bis mittel 
Flexibilität  Gering  Hoch Gering 
Interaktivität  Gering  Hoch Hoch 







Tabelle  4  zeigt  aber  auch,  an welchen  Stellen  das  Lernen  aus  audiovisuellen Medien  be‐
schränkt  ist: Die Nutzung audiovisueller Medien  ist ebenso wie E‐Learning  freiwillig. Wäh‐
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dien: Die Teilnahme ist freiwillig und führt nicht zu einem Abschluss. Gleichzeitig fordert ein 




nicht  in  einen  Lernprozess  eingebunden,  ausser  als  Inhaltslieferant  für  Schule  (Schul‐
fernsehen) und Weiterbildung. Um einen Bildungsprozess  in Gang zu setzen, braucht es zu‐
mindest die folgenden Elemente: 




In  der  Forschung  sind  vier  Faktorbündel  beschrieben,  die  sich  fördernd  beziehungsweise 
hemmend auf Medienlernen auswirken (Bonfadelli 1998: 131–136).  
Faktor Medium: Bilder dienen der Visualisierung und können Lernprozesse begünstigen. Um 
den  Lerneffekt  zu erhöhen, müssen Filmsequenzen auch  im Sinn eines  Lernens eingesetzt 
werden. Wo Filme aus rein medienspezifischen Überlegungen eingesetzt werden – Aufmerk‐
samkeit der Nutzer  fesseln,  Information unterhaltender gestalten – haben  sie wenig  Lern‐
effekt.  Das  stellt  für  Fernsehinhalte  einen  gravierenden  Zielkonflikt  dar:  Je  medien‐
spezifischer  Information  aufbereitet  wird,  umso  weniger  lernen  Zuschauerinnen  und  Zu‐







Faktor Situation:  Je besser die  Inhalte auf eine Zielgruppe zugeschnitten  sind, umso mehr 
kann diese Zielgruppe daraus  lernen.  Idealerweise muss ein Programm die Perspektive der 
Zielgruppe einnehmen und die Fragen  stellen, die  sich diese Personengruppe auch  stellen 
würde.  
Auf  der  Ebene  des  Angebots  kann  die  Optimierung  dieser  Faktoren  Lernen  begünstigen. 
Gleichzeitig  muss  festgehalten  werden,  dass  aufgrund  der  Komplexität  der  heutigen  Bil‐
dungssysteme und der vielschichtigen und grossen Anforderungen, die heute an Bildung ge‐
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stellt werden (siehe auch Kapitel 2.2), Rundfunkmedien  immer weniger geeignet sind, rele‐
vante Lerneffekte zu vermitteln.  






Mit dem Aufkommen der PCs  entstand  E‐Learning.  „E‐Learning  ist  in  einem weiten  Sinne 
alles Lernen, das sich  Informations‐ und Kommunikationstechnologien und der darauf auf‐










ware  für Computerbased  (CBT) und Webbased Training  (WBT),  internetbasierte Lehrmittel 
(E‐Learning‐Module), Audio‐ und Videodateien  für portable Abspielgeräte. Nicht alle  Lehr‐






Das grosse  Informationsangebot des  Internets  sorgt  für  zunehmende Transparenz  im Wis‐
sens‐ und  Informationsangebot. Marktplätze für Lehrmittel, Bildungsangebote und  ‐dienste 
entstehen. Mit dem Internet kamen Intermediäre im Bildungs‐ und in anderen Sektoren auf, 
die Orientierung  in Bezug  auf Qualität und Angebot bringen  – beispielsweise der Weiter‐
bildungsmonitor  der  Schweizer  Edusys  AG. Daneben  existieren  Suchmaschinendienste  für 
Nachrichten, Websites, Newsgroups, Bücher, wissenschaftliche Veröffentlichen, AV‐Inhalte 
und geobasierte Informationen.  
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Im Folgenden sollen kurz die Möglichkeiten und die Grenzen von Onlinelernangeboten und 
die Implikation für Online‐PSB‐Lernangebote dargestellt werden. 
Onlinelernen  bietet  neue Möglichkeiten,  Inhalte  zu  vermitteln. Doch  allein  dadurch,  dass 



















tinuums  stehen Anwendungen, die die Möglichkeiten des  Internets  voll  ausschöpfen, bei‐
spielweise in virtuellen Lernwelten. Die mittlere Position nehmen Anwendungen ein, die die 
Möglichkeiten des Internets zu einem gewissen Grad nutzen (Hyperaktivität, Multicodalität, 







3.  Informationssysteme  dienen  dazu,  Informationen  und Wissensbestände  selbständig  zu 
handhaben, beispielsweise in Onlinelexika wie Wikipedia.  
4.  Simulationen  bieten  Einsichten  in  funktionale  Abläufe,  wobei  der  Grad  der  Detail‐
genauigkeit variiert. Ein bekanntes Beispiel sind Flugsimulatoren. Simulationen können kom‐




5.  Als  Skilltainment  (Spielprogramme)  bezeichnen  Fritz/Fehr  alle  Spiele,  die  allgemeine 
Kenntnisse und  Fähigkeiten  fördern, ohne dies  explizit  zu machen. Das  Lernen mit dieser 
Software  erfolgt  nicht  intentional,  sondern  folgt  den  Spielforderungen.  Im  von  Fritz/Fehr 
hervorgehobenen „Colonization“, das die Möglichkeit bietet, historische Prozesse in spieleri‐









überprüft werden.  Sie  dienen  als  Instrumentarium,  um  empirische  Erkenntnisse  zum  Bil‐
dungsauftrag einzuordnen.  
• Der  klassische  „Humboldt’sche“  Bildungsbegriff  genügt  heute  den  Anforderungen 



































sich Hügel  ihn  in  seinem „Handbuch der populären Kulturen“ auseinandersetzt,  zeigt  zwei 
Dinge.  Zum  einen  „bringt Unterhaltung  nichts, was  zählt“  (Bausinger  1994:  19),  oder wie 
Hügel es formuliert, „wenn es um Wichtiges geht, unterhalten wir uns nicht mehr, sondern 
führen ein Gespräch“ (2003: 74). Zum anderen zeigt sich, dass es eine lange Tradition in ver‐






seits  einer  normativen  Wertung  untersuchen  zu  können,  verlagert  sich  die  Publizistik‐
wissenschaft  auf  die  Rezeptionsperspektive:  „Häufig  wird  ein  psychologisch  unplausibler 
Gegensatz zwischen Unterhaltung und Information konstruiert“ (Vorderer 2004: 546). Dehm 















Infotainment  ist ein gutes Beispiel für Inhalte,  in denen sich unterhaltende und  informative 




















Mediengeschichtlich  gesehen  kamen  Infotainment‐Formate  mit  der  Einführung  privater, 
werbefinanzierter  Programme  auf. Private  Fernsehsender mussten  sich  von Anfang  an  an 
den Wünschen des Publikums orientieren und bereiteten deshalb Themen, die wenig harte 




Die  kritische  Sicht  der  Publizistikwissenschaft  auf  eine  stärkere Unterhaltungsorientierung 
von PSB soll an dieser Stelle nicht nachvollzogen werden. Aus der Sicht des gesellschaftlichen 
Auftrags spricht nichts gegen eine unterhaltsame Aufbereitung eines Programms, wenn die 





schen  (siehe  Kap.1.1.5),  und  gleichzeitig  den  gesellschaftlichen  Auftrag  erfüllen.  Insofern 
kann eine  Infotainment‐Aufbereitung von Programmteilen eine sinnvolle Strategie sein, so‐


















might  occur  in  the  home  will  become  increasingly  ‚curricularised’“  (Scanlon/Buckingham 
2005: 46). Damit,  so  argumentieren die Autoren,  stehe die Vermarktungsbehauptung, die 
Software sei „Fun“,  in zunehmend grösserem Widerspruch zu den Inhalten, die schulischen 
Erfolg zum Ziel hätten. 
Die  Erkenntnisse  zu  Edutainment  sagen  im Grunde,  dass  Edutainment  an Grenzen  stösst, 
wenn  grössere Mengen  (Schul‐)  Inhalte  vermittelt werden  sollen. Die Vermittlung  grosser 






Bildung und  Information  sind  zwei Pole  in einem Kontinuum. Die Dimensionen des Konti‐
nuums  sind  Aktualität  versus  Hintergrund,  Tiefe  und  Struktur.  Die  publizistikwissen‐
schaftlichen  Untersuchungen  zu  medienvermitteltem  Lernen  beziehen  sich  meistens  auf 
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der  Art  des  Lernziels  unterscheiden:  formal  und  informell,  wobei  PSB‐Bildungsangebote 
nicht zum schulischen und universitären Bereich gehören und „formal“  im Sinn eines Lern‐
ziels definiert wird. 





wird,  (2) ob eine  Sendung an  sich ein Bildungsangebot darstellt und  (3) ob ein  Lerneffekt 
entsteht und wie gross dieser sein kann. 



































Formale  Bildungsangebote  sind  Programme,  bei  denen  das  Bildungsziel  im  Mittelpunkt 
steht und  klar definierte  Zielgruppen  angesprochen werden, beispielsweise.  Lernprogram‐
me, z.B. Schulfernsehen, Aus‐, Weiter‐, Fortbildungsprogramme. Die Angebote nehmen oft, 
aber  nicht  notwendigerweise  Bezug  auf  Lerninhalte  von  offiziellen  Bildungseinrichtungen. 
Die Lernziele sind in diesem Sinn fremdgesteuert, d. h. nicht von dem Lernenden bestimmt, 
sondern vorgegeben. Formale Bildungsangebote im Fernsehen können ausserdem als fremd‐
organisiert  gelten,  während  formale  Lernangebote  online  fremdgesteuert,  aber  selbst‐
organisiert sind. Dazu zählen beispielsweise die Lernangebote der BBC für Schülerinnen und 
Schüler, Eltern und Lehrerschaft wie Schools Online und BBC Jam.  
Zu  den  informellen  Bildungsprogrammen  gehören  alle  PSB‐Bildungsangebote,  wenn  sie 
selbstorganisiert sind, d. h. die Zuschauer nicht Teilnehmende eines Kurses sind. Diese Un‐
terscheidung trifft auch Sargant (1997: 91). Sie unterscheidet zwischen einem „offenen Pub‐
likum“  und  einer  „geschlossenen  Zuschauerschaft“.  Das  „offene  Publikum“ wird  von  den 
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ein dezidiertes  Lernziel haben. Dieses  Lernziel  kann  in  klassische Bildungsprogramme  ein‐
gebaut  sein wie beispielsweise  in  Sprachkurse.  Es  kann  aber  auch  in unterhaltenden Pro‐
grammen untergebracht sein. Charakteristisch  für diese Angebote  ist die Bildungsintention 
der Programmschaffenden. Andrerseits gibt es selbstgesteuerte, selbstorganisierte Bildungs‐




Die  informellen  Bildungsangebote  fussen  auf  einer Definition  der  Bildung  als  Kompetenz‐
erwerb  für ein erfolgreiches Leben und eine gut  funktionierende Gesellschaft. Dieser Kon‐







Modelle  der  Kooperation mit  Bildungsinstitutionen  (Sargant  1997:  98). Das  in  Europa  ge‐
bräuchlichste Modell  ist  das  der  Kooperation  zwischen Bildungsbehörden  und  PSB‐Veran‐








ger  Bildungsbegeisterten  erreicht.  In  Kurse  schreiben  sich  zumeist  ohnehin  bildungsaffine 
Zuschauerinnen und Zuschauer ein. 
Formale Bildungsangebote  sind  bei  europäischen  PSB‐Veranstaltern  seit  vielen  Jahren  auf 
dem Rückzug. Lukács (2006: 1) unterstützt diese Schlussfolgerung: „Over the past decades, 
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ratur werden neben den Bildungsprogrammen  im engeren Sinn vor allem der Dokumentar‐
bereich, übergehend in Reality‐Formate, sowie Quizshows und Education Entertainment  zi‐
tiert    (Hill 2004: 181  ff.; Hill 2005: 79  f.; Naef/Naegeli/Schanne 2006: 8–11). Unter die  in‐
formellen  Bildungsangebote  fallen  auch  Unterhaltungsangebote.  Anhand  der  Genres  soll 
eine  Unterscheidung  zwischen  lernrelevanten  Inhalten  und  nicht  lernrelevanten  Inhalten 
getroffen werden. Abbildung 8 zeigt eine Übersicht der TV‐Genres, denen in der publizistik‐








































werden.  Corner  (2002:  259)  unterscheidet  drei wesentliche  Funktionen  von Dokumentar‐
sendungen:  
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version“  (Corner  2002:  360), Dokumentarfilme  als Unterhaltung. Unterhaltende  Elemente 






Edutainment,  global  erfolgreich.  Discovery  Channel  vermeidet  aktuelle  und  kontroverse 
Themen  (mit Ausnahmen), um  viele Wiederholungen  in unterschiedlichen Märkten  zu  er‐
möglichen. Discovery konzentriert sich stattdessen auf „natural disasters, unexplained phe‐
nomena  (which might be  spontaneously  combusting bodies on TLC or Big Foot on Animal 
Planet),  forensic  science,  reality‐based  crime  stories,  surgical  procedures,  or  human  and 
animal mating practices“ (Chris 2002: 22). Hier wird  
documentary (…) a vehicle variously for the high‐intensity incident (the reconstructed accident, 






Auseinandersetzung mit  dem  Thema  statt.  In  einer Untersuchung  über  Lernen  aus Doku‐
mentarsendungen  bei  Kindern  zeigte Götz  (2004:  43),  dass  unterschiedliche Dokumentar‐
formate unterschiedliche  Lerneffekte bringen, wobei  insbesondere die  Lernräume, die die 
Sendungen bieten, eine Rolle spielen. Das bestätigt die offensichtliche Tatsache, dass Kinder 
Fakten eher memorieren, wenn sie didaktisch aufbereitet sind. Dokumentarsendungen kön‐




sprechen,  und  eine Vielfalt  von Aufbereitungsarten wählen,  da  sich  die  Programme  nicht 
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Zusammenhang werden  immer wieder  die  Programme  „Animal Hospital“  und  „Children’s 
Hospital“ erwähnt, die als Dokumentar‐Programme  zwei Krankenhäuser unter einem  sehr 
auf  die  Personen  konzentrierten  Blickwinkel  darstellen.  Soziale  und  politische  Probleme 
werden weitgehend ausgeblendet.  




menting  a media message  to  both  entertain  and  educate,  in  order  to  increase  audience 
members’  knowledge  about  an  educational  issue,  create  favourable  attitudes,  shift  social 









umso  eher wird  sie  übersehen.  Eine Botschaft wird  allerdings  von  Zuschauenden  zumeist 
dann abgelehnt, wenn sie belehrend  ist oder erzieherischen Charakter hat. Eine Botschaft, 
die aus nutzwertigen Fakten besteht, stösst dagegen auf weniger Widerstand. 
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Buckingham/Bragg  (2005)  untersuchten,  wie  die  Aufklärungswirkung  von  Sex  und  Be‐




sie  hätten  in  Soaps  gelegentlich  allgemeine  Sicherheitstipps  aufgeschnappt“ 
(Buckingham/Bragg 2005: 44). 
Die Sendung „Deutschklasse“  ist eine Soap des Bayerischen Rundfunks (BR), die Migrantin‐






Migranten  fokussiert,  und  nicht  beispielsweise  Begleitmaterial  zu  einer  Serie  im  Abend‐
programm wie etwa „Lindenstrasse“. 




























an attempt  in critical discourse  to  ‘pin down’ different subcategories of  the  form  (…) with 
terms  such as  ‘formatted documentary’  (…),  ‘social‐experiment‐cum‐docusoap’  (…),  ‘docu‐
soap‐cum‐interactive‐gameshow’” (Holmes/Jermyn 2004: 5).  
Da  sich  in  der  publizistikwissenschaftlichen  Literatur  keine  Unterkategorien  für  Reality‐
Formate durchgesetzt haben,  sollen  im Folgenden Formate untersucht werden, die  in der 















handelt  es  sich  nicht  um  eine  Ansprache  des  Zuschauers  und  der  Zuschauerin  als  Kon‐
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wir  uns  von  anderen  unterscheiden.  Reality‐Formate  beziehen  sich  meist  auf  sozial  er‐
wünschtes  oder  unerwünschtes  Verhalten.  Beispielsweise  in  „Super Nanny“ wird  im  Sinn 
einer Beratung  in einer  strukturierten Weise dargestellt, wie  Eltern mit  Erziehungsproble‐
men  umgehen  können.  Die  dargestellten  Verhaltenstipps  mögen  wenig  revolutionär  er‐


















In  der  breiten milieuübergreifenden  Zugänglichkeit,  der  Spannung  von  schulischem Wissen 
und  Sozialisationswissen und  in der Möglichkeit, diese  Spannung  in der  Show  zu  einem Bil‐
dungsspiel mit Identifikation und Abgrenzung zu machen, liegt unseres Erachtens der Wert von 
Quizshowwissen. (Panyr 2005) 
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Vereinfacht gesagt: Der Wert der Quizshow  liegt darin, dass  jeder Zuschauer und  jede Zu‐
schauerin unabhängig vom formalen Bildungsgrad Erfolgserlebnisse hat und sich gleichzeitig 
bewusst wird, dass es Bereiche gibt, von denen er oder sie wenig weiss. Holmes bezeichnet 





In der  Literatur  finden  sich  keine Hinweise  auf den didaktischen Wert einer  Talksendung, 
unabhängig vom Thema. Anzunehmen  ist, dass Talkshows Lerneffekte produzieren können, 
wenn  sie  darauf  angelegt  sind.  Grundsätzlich wird  der  Lerneffekt  allerdings  dadurch  be‐
grenzt, dass es  für Zuschauer  ist nicht vorhersehbar  ist, was als Nächstes gesagt wird. Die 
Abfolge der Aussagen wird nicht durch eine logische Struktur, sondern durch die Gesprächs‐
dynamik und die Eingriffe der Moderatorin oder des Moderators bestimmt. Diese Eingriffe 




ven Befragung  von 657  Jugendlichen  zwischen 12 und 17  Jahren  kommt er  zu  folgendem 
Schluss: 
Die täglichen Talkshows werden von vielen Jugendlichen gern und häufig genutzt. Viele von ih‐





Sinn  aus Talkshows  ist möglich, wenn  sie entsprechend  gestaltet  sind und  gleichzeitig die 
Zuschauer die Intention haben, zu lernen. 
3.4.6 Fazit 




bereitung  von  Inhalten  sich mit  einer  didaktischen  Aufbereitung  nur  schwer  vereinbaren 
lässt. Mit anderen Worten: Es handelt sich um Pole in einem Kontinuum.  
Eine Ausnahme bilden Reality‐ und zu einem gewissen Grad Dokumentarsendungen, da ein 
didaktisch  orientierter Aufbau  in manchen  Fällen  zum  Konzept  gehört. Dieser  didaktische 
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Aufbau  ist  nicht  an  das  Publikum  gerichtet  –  das  Lernziel  ist  nicht  für  das  Publikum  vor‐
gegeben,  sondern  für  die  handelnden  Personen  –  und  tritt  gegenüber  dem  gewünschten 











Die Aufarbeitung  des  Forschungsstandes  über Bildungsangebote  von  PSB‐Veranstaltern  in 
diesem  Kapitel  zeigt,  dass  Lernen  aus  audiovisuellen Medien möglich  ist,  jedoch  keine  zu 
hohen Erwartungen an Lerneffekte (bei einer breiten Zuschauerschaft) gesetzt werden kön‐
nen. Die  historische  Entwicklung  zeigt,  dass  die  europäischen  PSB‐Veranstaltern Bildungs‐
angebote mit dem Aufkommen der privaten Konkurrenz zügig abgebaut haben. Das folgende 












Diese  strategischen oder marktforscherischen  Formen der Analyse werden  gerade  für Bil‐
dungsprogramme selten angewendet. Bildungsprogramme gelten als „Public‐Service‐Muss“, 






Programmstrukturen  in den  Jahren 1997‐2000 und 2003‐2004  in Deutschland. Bildung ge‐
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Tabelle 7a: Bildungsprogrammvolumen in Stunden und als Anteil am Gesamtprogramm in Prozent, 
ausgewählte europäische PSB 
Land  AT  DE  DE  CH  CZ  DK  EST  FI  FR  GB 
PSB  ORF  ARD  ZDF  SF  CT  DR  ETV  YLE    BBC 
Stunden  n. v.  n. v.  n. v. 222 779 270 51 600  n. v. 1687
Anteil am 
Programm      2% 5% 4% 0% 6%  10%
Quelle: European Audiovisual Observatory Yearbook 2005, n. v.: nicht vorhanden 
Tabelle 7b: Bildungsprogrammvolumen Fortsetzung 
Land  GB  GB  GR  HU  IRL  IT  NL  NO  PL  SE 
PSB  ITV  C4  ERT  MTV  RTE  RAI    NRK  TVP  SVT 
Stunden  203  1357  152 460 28 30 n. v. 39  162 n. v.
Anteil am 










Schweizer  Bildungslandschaft  bis  2015“  (Gramke  et  al.  2006)  und  „Öffentlicher  Rundfunk 
und Bildung, Angebot, Nutzung und Funktionen von Kinderprogrammen“  (Bonfadelli et al. 
2007). Die  Zürcher Hochschule Winterthur  (ZHW)  verfasste  ebenfalls  eine  Studie  zum Bil‐
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dung  im weiteren Sinne während der Prime Time  leicht unterproportional vertreten,  in der 
italienischen Schweiz ist der Anteil höher als im Gesamtprogramm.  
Die Nachfrage nach Bildungssendungen im engeren Sinne ist, sofern überhaupt ein Angebot 














grammleistungen  (insbesondere Unterhaltung) wuchs  jedoch das Bildungsangebot  vor allem 
im Fernsehen unterdurchschnittlich. 

















• Schulfachorientierung:  Im Durchschnitt  können  gut  40%  aller  erfassten  Sendungen 
thematisch einem Schulfach zugeordnet werden. 
• Der Bildungsbegriff orientiert sich zunehmend an Kultur und Wissenschaft. 
• Sendungen mit  qualifizierendem  Charakter  –  formal  bildende  Sendungen  –  haben 
abgenommen. Dies hängt laut den Autoren mit dem Verschwinden der Sendung „Te‐
lekurse“ vom Jahr 1990 auf das Jahr 1995 zusammen. 
• Die  Vermittlung  von  alltagsrelevantem Wissen  gewinnt  an  Bedeutung,  Sendungen 
mit erzieherischem Charakter sind heute verschwunden. 
Damit waren beide Studien auf unterschiedlichen Wegen zu ähnlichen Ergebnissen gekom‐
men: Formale Bildung  findet  sich bei SF Schweizer Fernsehen  im „Schulfernsehen“. Dieser 
Bereich war in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich abgebaut worden. Daneben findet sich 
eine Reihe von Sendungen, die „Bildung im weiteren Sinne“ vermitteln ‐ die nicht intentional 

















gruppen  und  Politik. Die  Bedeutung  der  einzelnen  Faktoren  und  damit  auch  die Gesamt‐













































































klein,  vernachlässigt  ein  PSB‐Veranstalter  seinen  Auftrag.  Ist  das  Bildungsangebot  jedoch 
überdimensioniert, werden Bildungsangebote anderer Rundfunkveranstalter (kommerzieller 
oder ebenfalls PSB) aus dem Markt gedrängt und die Vielfalt  in der Medienlandschaft ein‐
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geschränkt.  Ein  PSB‐Veranstalter  als Non‐Profit‐Unternehmen  hat  keinen Anreiz,  Profit  zu 
maximieren, wohl aber, das Angebot auszuweiten (Collins 2003: 170).  
Aus der Perspektive des Stakeholder‐Modells (siehe Kapitel 1.1.4) muss ein PSB‐Veranstalter 





ihren  Bildungsangeboten  positionieren.  Dabei  soll  untersucht  werden,  welche  Anforde‐
rungen die Stakeholder stellen und wie SRG SSR und BBC die Anforderungen berücksichtigen 
oder mit welchen Argumenten  sie Forderungen  zurückweisen. Schliesslich  soll die Analyse 
zeigen, wie SRG SSR und BBC  ihre Bildungsangebote aus einer Gesamtperspektive von Zu‐
schauerschaft,  Gesellschaft,  Regulierung  und  Politik  positionieren  und  rechtfertigen.  Auf 
diese Art soll ein Gleichgewicht der unterschiedlichen Argumentationen erzielt werden.  
Zusammenfassung der Thesen 
3.1. Da  die  rundfunkpolitischen  Vorgaben  fehlen,  an  denen  die  PSB‐Veranstalter  ge‐




3.3. Zur  Umsetzung  des  Bildungsauftrags  stehen  einem  PSB‐Veranstalter  unter‐
schiedliche Medien und  Sendungsformen  zur Verfügung, deren Auswahl und  Zu‐
sammenstellung sich an den Ansprüchen der Stakeholder orientiert. 


















Schlagworten  Digitalisierung,  Individualisierung  der  Mediennutzung  und  Konkurrenz  be‐
schrieben, wie Kapitel 1.3 argumentiert. Die Strategien, mit denen PSB‐Veranstalter die Her‐
ausforderungen zu bewältigen suchen, unterscheiden sich jedoch, da jeder öffentliche Fern‐










entwickeln,  steht  eine Mehrzahl  an  Studien  gegenüber,  deren  theoretische  Unterfütterung 
schwach bis nicht vorhanden ist. 
Mit anderen Worten, häufig wird beliebig und wenig strukturiert vorgegangen. Wirth/Kolb 
(2003:  107)  nennen  das  beliebige Vorgehen  die  „Vermeidungsstrategie“. Die  Vermeidung 
eines umfassenden und strukturierten Vergleichs ist dem geschuldet, dass es keine einheitli‐


















Gurevitch/Blumler  haben  diese  Qualitätskriterien  als  gemeinsames  Merkmal  gelungener 
vergleichender  Forschungsarbeiten  gewonnen.  Die  sechs  Kriterien  enthalten  implizit  ein 
siebtes: Die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der zu untersuchenden Länder müssen gut 
gewählt  und  die  relevanten  Faktoren  angemessen  gewichtet werden.  Diese  Anforderung 
wird in der Literatur meist mit dem Gemeinplatz ausgedrückt, dass man „nicht Äpfel mit Bir‐
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onell eine grosse Bedeutung hat, und  (…) nicht nur öffentlich‐rechtlich,  sondern auch von 
kommerziellen Veranstaltern angeboten wird, ist im deutschsprachigen Raum tendenziell ein 











zum  selben  Zeitpunkt untersucht. Als Vergleichszeitraum wurden die  Jahre 2000 bis 2006 
gewählt, auf die Zeit zwischen 1990 und 1999 wird  in zweiter Linie ein Blick geworfen, um 








Auswirkungen  des Wettbewerbs  zeigten  sich  im Verlauf  der  1990er  Jahre.  1999  kann  die 
Phase der Dualisierung  in den Vergleichsländern Grossbritannien und Deutschland sowie  in 
den meisten  Ländern  Europas  als  abgeschlossen  gelten. Bereits  1997 war  in  den meisten 









terschiedliche, aber  vergleichbare Phasen  sehen,  in denen Public  Service Broadcasting die 
Positionierung in der Medienlandschaft definieren muss. Die Digitalisierung wird in der pub‐
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lizistikwissenschaftlichen  Literatur  von  vielen  Autoren  als  die wichtigste  Herausforderung 
dieser Jahre bezeichnet (vgl. Syvertsen 2003: 160).  
Kleinsteuber  (2003b:  387)  unterscheidet  vier  Grundformen  der  komparativen  Heran‐





Ansätze  2,  3  und  4  eine  Rolle.  Im  theoretischen  Teil wird  die Diffusionstheorie  als  Erklä‐
rungsansatz verwendet, aber nicht  im Sinn vergleichender Forschung. Für den empirischen 
Teil spielt die Temporanz und die Performanz eine Rolle  in der Untersuchung von der BBC 
sowohl  als Vorreiter  als  auch  als Best  Practice. Die Dependenz  ist  seit  dem  Fall  des  PSB‐
Monopols  eine  grundlegende  Methode,  da  weder  die  Entwicklungen  der  Vergangenheit 
(Dualisierung)  noch  der  bevorstehende Wandel  durch Digitalisierung  und  Konvergenz  von 
den PSB erwünscht sind. 
Die Analyse konzentriert sich auf Fernsehen und Internet. Fernsehen ist im Bewusstsein vie‐
















































Die Widersprüche  in  Länderauswahl  lösen  sich  durch  das  hierarchische  Forschungsdesign 
auf. Die Studie ist grundsätzlich als Vergleich zwischen Public Service Broadcasters angelegt, 
und  damit  ist  die Nation  zuerst  als  Kontext  anzusehen. Die  Transnationale  Forschung  be‐




Da  die  gesetzlichen Grundlagen  der  europäischen  PSB‐Veranstalter  einigen  Interpretati‐
















anhand  von  Kommunikationsdokumenten  (Geschäftsberichten,  öffentlichen  Strate‐
giepapieren, Nutzenbilanzen, Reports) im Hinblick auf die generierten Anforderungen 
an den Bildungsauftrag, die Strategie, Interpretation und des Eigenbilds. 
• Programmanalyse  von  SF  Schweizer  Fernsehen.  Alle  Eigenproduktionen  von  SF 
Schweizer Fernsehen im Dokumentar‐ und Reality‐Bereich, die Bildungspotenzial ha‐
ben  (siehe Kapitel 3.4) werden daraufhin untersucht,  inwiefern  sie  zur Bildung bei‐
tragen und werden nach Ziel und  Institutionalisierung verortet. Dabei werden Sen‐
dungskonzepte, d.h. Metadaten, untersucht. Bei der BBC entfällt die Untersuchung 
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Tabelle 9: Übersicht der verwendeten Methoden 
Untersuchungsobjekt  Dokumentenanalyse Sekundäranalyse  Fachgespräche
Gesetzliche Vorgaben / Regulierung SRG SSR  x       
Mediensystem Schweiz  x       
Bildungslandschaft Schweiz  x     x 
SF Schweizer Fernsehen          
Unternehmen / Strategie  x     x 
Redaktionen        x 
Programmangebot     x    
Nutzung Bildungsangebot     x    
Gesetzliche Vorgaben / Regulierung BBC  x     x 
Mediensystem Grossbritannien  x       
Bildungslandschaft Grossbritannien  x       
BBC          
Unternehmen / Strategie  x     x 
Redaktionen  x     x 
Programmangebot  x  x    
Nutzung Bildungsangebot  x  x    
Quelle: Eigene Darstellung 
Abbildung  10  zeigt  schematisch, welche Methoden  in  der  empirischen Untersuchung  ein‐
gesetzt wurden und  in welche Untersuchungseinheiten die Analyse gegliedert  ist. Die Do‐
kumentenanalyse kommt sowohl bei der Untersuchung der Strategie von SRG SSR und BBC 
































Die  Übersicht  in  den  Tabellen  zeigt,  dass  für  die  Analyse  Schweiz/SRG  SSR/SF  Schweizer 




In  diesem  Kapitel  sollen  die  Kriterien  der  Analyse  für  die  Dokumentenanalyse,  die  Fach‐












ben  dem  „Schulfernsehen“  keine Unterrichtsmaterialien  produziert, während  die BBC mit 
einem Budget  von 351 Millionen Pfund  im  Jahr ein breites Bildungsprogramm bietet, das 










• Gesetzlicher  Hintergrund:  Wie  wird  der  Auftrag  definiert  und  von  Regulierungs‐
behörden ausgelegt? 
Gesamtstrategie: Positionierung im Dreieck von Gesellschaft, Regulierung und Konkurrenz 







































dungsauftrag  von  PSB“  konfrontiert  sind. Während  beispielsweise  Publikumsräte  der  SRG 
SSR den Bildungsauftrag der SRG SSR bereits untersucht haben,  ist die SRG SSR für Weiter‐
bildungsanbieter bislang ein  zu vernachlässigender Player. Auch  im Ländervergleich  zeigen 
sich Unterschiede.  In Grossbritannien haben Lehrmittelverlage bereits  im Vorfeld des BBC‐
Online‐Projektes  „Digital  Curriculum“ massiv  protestiert  und  2007  einen  Projektstopp  er‐



























menten  Selbstdarstellungen  der  Public  Service  Broadcaster  ausgewertet.  Diese  Selbst‐
darstellungen sind als PR‐Dokumente aufzufassen: Aus diesen Texten lässt sich entnehmen, 





   103
2. Detaillierte Beschreibung der Dokumente und Quellenkritik. Die Kriterien für die Aus‐









zu,  den  Aussagebereich  einzugrenzen  und  auszuwerten.  Der  Kontext  (Rahmen‐






• Gesetzestexte  und  rechtliche  Verordnungen  zur  Darstellung  des  gesetzlichen  Rah‐
mens der PSB‐Veranstalter und ihres Bildungsauftrags 
• Selbstdarstellungen  der  Rundfunkunternehmen  in  unterschiedlicher  Form  zur  Dar‐
stellung der Kommunikation des Bildungsauftrags 











Neben  den  Selbstdarstellungsdokumenten werden  Schriftstücke  ausgewertet,  auf  die  sich 
die  Selbstdarstellungen  beziehen.  Das  sind  zumeist  Verlautbarungen  offizieller  politischer 






jekt  gewählten  übereinstimmt.  Auf  diese  Art  sollen  Bildungsverständnis  und  Bildungs‐
interpretation der SRG SSR weiter detailliert werden. Bei der BBC  ist die Programmanalyse 
nicht notwendig, da  sie  ihre Bildungsangebote  in den Stellungnahmen  im Charter Review‐
Prozess ausführlich beschreibt.  























tungssendungen ohne bildende  Intention  im Sinn eines „Education Entertainment“,  sowie 
wie bei Gameshows, auch wenn sie sich auf Wissen beziehen. Ein Graubereich zwischen In‐
formation und Bildung sind Magazinsendungen zu Hintergrundthemen. Diesen wird jedoch 
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ohnehin wenig  Lerneffekt unterstellt, weil es  sich häufig um Diskussions‐ und Gesprächs‐















zu  identifizieren,  denen  Lerneffekte  zugeschrieben werden  können,  die  aber  nicht  in  der 
Programmstatistik auftauchen.  
4.5 Fachgespräche 
Das  zweite  Element  der  empirischen  Untersuchung war  die  Durchführung  von  leitfaden‐
gestützten  Fachgesprächen  mit  den  Redaktionsverantwortlichen  für  den  Themenbereich 
„Bildung“  von  SRG  SSR  und  BBC  einerseits  und  externen  Stakeholdern  andrerseits. Diese 





Das Fachgespräch  ist ein offenes,  leitfadenorientiertes  Interview mit einer Person, die auf 
ein bestimmtes Thema bezogen als Experte angesehen werden kann. Als Experte wird be‐
trachtet, wer Verantwortung für den Entwurf, die Implementierung oder die Kontrolle einer 
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sich  mit  Medienfragen  und  Bildung  befassen.  Dabei  kamen  Medienpädagogen  und  ‐
pädagoginnen  nur  in  Frage,  wenn  sie  sich  mit  den  strategischen  Fragen  des  PSB 




















































veröffentlicht haben.  Im Gegensatz dazu haben die BBC und  ihre  Stakeholder  im Charter‐
Review‐Prozess eine Reihe von Dokumenten von Stellungnahmen über Grün‐ und Weissbü‐














Die  Gespräche wurden  ohne  Aufnahmegeräte  geführt,  um  eine möglichst  natürliche  Ge‐
sprächssituation herzustellen. Die Fachgespräche gliederten sich in drei Themenbereiche, die 













(1999).  Hierbei  wurde  das  Material  zuerst  in  einer  explorativen  Phase  gesichtet.  An‐
schliessend wurde ein System von Kategorien festgelegt, auf die hin das Material untersucht 
werden sollte. Danach wurden die Aussagen der befragten Personen unter Anwendung der 



































vergrössert  und  erreichen  Publikumssegmente,  die  der werbetreibenden Wirtschaft  sonst 
verschlossen wären.  







Gebühren und Werbung oder  Sponsoring. Weiterhin hat die  SRG  SSR Konkurrenz  im Hei‐
matmarkt  in  den  Landessprachen.  Der  digitale  Wandel  des  Mediensystems  verstärkt  die 
Konkurrenz um Publika und Marktanteile. Diese Situation führt dazu, dass die SRG SSR wenig 
finanziellen  Spielraum  hat  und  sich  in  Strategie  und  Programmgestaltung  stärker  als  ver‐
gleichbare PSB‐Veranstalter beschränken muss (beispielsweise der ORF, siehe Kapitel 5.1.3).  
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5.1.1 Medienregulierung in der Schweiz 
Die Politik, oder genauer gesagt die Medienpolitik,  ist ein Stakeholder der SRG SSR, wie  in 
Kapitel  1.1.4  dargestellt.  Sie  ist  der  wichtigste  Stakeholder,  da  sie  über  die  Gebühren‐
finanzierung und damit über das Geschäftsmodell entscheidet (siehe Kapitel 1.1.2).  







Kommunikation  (UVEK)  für  die  Rundfunkregulierung  zuständig.  Der  Bundesrat  erteilt  der 
SRG SSR die Konzession  (Artikel 25 RTVG) und  legt die Empfangsgebühren  fest  (Artikel 70 













(bis 20% des Vorstandes)








Zuständig für rechtliche, 
finanzielle und 
frequenztechnische Fragen 
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Das Publikum  ist wiederum  für den Bundesrat ein wichtiger Stakeholder. Erstens kann PSB 
seine gesellschaftliche Wirkung nur entfalten, wenn das Publikum zusieht und zuhört. Zwei‐















offizielle  Fernsehkonzession  der  Schweiz  erhielt.  1958  startete  das  Fernsehprogramm  der 
Schweizerischen Radio‐ und  Fernsehgesellschaft  (SRG).  1991 wurde die  SRG  in der Antizi‐
pation eines fallenden Rundfunkmonopols restrukturiert und zu einer aktienrechtlichen Hol‐
ding umgewandelt, die sich weiter  in öffentlicher Hand befand. 1992  führte die Schweizer 
Medienpolitik ein duales Rundfunksystem ein, doch die  SRG  SSR  ist der bei weitem wich‐
tigste Rundfunkveranstalter geblieben. 1997 wurde die Organisation der Unternehmung SRG 
SSR  verändert  und  „an  die  Spielregeln  einer  Management‐Holding  angepasst“ 
(Eidgenössische Finanzkontrolle 2006: 21). Bei der Reorganisation von 1999 stand der Ser‐
vice‐Public‐Gedanke wieder mehr  im Vordergrund, und die die SRG erhielt  ihren neuen Na‐










dezentraler Leistungserbringung versus  zentrale Konzernführung  steht“  (Eidgenössische Fi‐
nanzkontrolle 2006: 24).  
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stützt  auch  die  Programmarbeiten  der  Regionalgesellschaften  mit  Vorschlägen.  Die  Mit‐
glieder der Regionalgesellschaften können in den Publikumsrat gewählt werden.  
SF  Schweizer  Fernsehen  ist  eine  von  sieben  Unternehmenseinheiten  der  SRG  SSR  neben 
Schweizer  Radio  DRS  (SR  DRS),  Télévision  Suisse  Romande  (TSR),  Radio  Suisse  Romande 
(RSR), Radiotelevisione svizzera di lingua italiana (RTSI), Radio e Televisiun Rumantscha (RTR) 
und Swissinfo/Schweizer Radio  International. Die Direktorinnen und Direktoren der Unter‐
nehmenseinheiten  bilden  zusammen mit  dem Generaldirektor  und  dem  stellvertretenden 
Generaldirektor die Geschäftsleitung der SRG SSR.  
Als Unternehmenseinheit der SRG SSR  ist SF Schweizer Fernsehen  im Rahmen der Gesamt‐
strategie  operativ  eigenständig. Die Hauptaufgaben  der Generaldirektion werden  von  der 





jede  Unternehmenseinheit  und  Tochtergesellschaft  ihren  eigenen Online‐Auftritt  [betreibt], 
der  sich  in  Gestaltung,  Form,  Inhalt,  Tiefe  und  Qualität  stark  voneinander  unterscheidet. 
(Trappel/Uhrmann 2006a: 6)  
Da diese Arbeit SF Schweizer Fernsehen als Untersuchungsobjekt hat, stehen die Bildungs‐
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Die komplexe Gesellschaftsstruktur und die  im Vergleich  zu anderen PSB‐Veranstaltern  im 
deutschsprachigen Raum beschränkten Finanzmittel haben  für SF Schweizer Fernsehen die 
Konsequenz,  dass  die  Programmgestaltung  stärkeren  finanziellen  Einschränkungen  unter‐
worfen ist als bei vergleichbaren PSB‐Veranstaltern wie dem ORF.  
5.1.3 Konkurrenz im deutschsprachigen Raum 




















                                                 
4 "PSB" bezeichnet an dieser Stelle den öffentlichen Rundfunk unabhängig von seiner Rechtsform. 




würde.  Tabelle  13  zeigt  die  Programme mit  den  grössten Marktanteilen  in  der  Deutsch‐
schweiz.  
Tabelle 14: Marktanteile der reichweitenstärksten TV‐Programme in der Deutschschweiz, 1986–2006, Mo–So 
   1986  1988  1990  1992  1994  1996  1998  2000  2002  2004  2006 
SRG SSR   43%  43%  37%  31%  34%  35%  35%  33%  36%  35%  35% 
SF1   38%  38%  32%  27%  30%  28%  26%  25%  27%  25%  24% 
SF2   0%  0%  1%  1%  2%  5%  8%  7%  8%  9%  10% 
SFi   0%  0%  0%  0%  0%  0%  0%  0%  1%  1%  1% 
SF DRS   0%  0%  0%  0%  0%  0%  34%  33%  35%  35%  35% 
TSR1   3%  3%  2%  1%  1%  1%  0%  0%  0%  0%  0% 
TSI 1   2%  2%  2%  1%  1%  1%  0%  0%  0%  0%  0% 
ARD   17%  15%  11%  8%  6%  6%  6%  6%  6%  6%  6% 
ZDF   14%  12%  8%  7%  6%  5%  4%  4%  4%  5%  5% 
ORF1   8%  9%  6%  5%  4%  5%  5%  4%  5%  4%  4% 
ORF2   5%  5%  3%  3%  3%  3%  2%  2%  2%  2%  2% 
3SAT   0%  0%  1%  1%  1%  1%  1%  1%  1%  1%  1% 
RTL   0%  0%  7%  14%  12%  10%  8%  8%  8%  8%  7% 
RTL2   0%  0%  0%  0%  2%  5%  4%  4%  4%  4%  3% 
SAT1   0%  0%  7%  9%  9%  8%  7%  5%  6%  6%  6% 
PRO7   0%  0%  0%  0%  8%  8%  7%  6%  6%  5%  4% 
Priv. CH   0%  0%  0%  0%  0%  0%  0%  7%  4%  4%  4% 
Andere   13%  16%  19%  23%  15%  15%  21%  19%  19%  20%  22% 
Quelle: Jahresbericht Mediapulse 2006, Band 1, Deutschschweiz 





SF1 wird  dem  Anspruch  von  SF  Schweizer  Fernsehen  gerecht, Marktleader  zu  sein.  Aus‐
serdem zeigt sich an dem hohen Marktanteil der Kategorie „Andere“, die den zweiten Platz 
belegt,  die  Fragmentierung  der Mediennutzung  (siehe  Kapitel  1.2.1):  Keiner  der  in  dieser 

















Was  für die SRG SSR Konkurrenz bedeutet,  ist  für das Publikum Auswahl und Vielfalt. Die 
Zuschauer und Zuschauerinnen in der Schweiz können unter der Vielzahl deutschsprachiger 
Programme auch einige Sender empfangen, die einen starken Bildungsfokus in ihren Sende‐








Das  Schweizer  Bildungssystem  gilt  im  europäischen  Vergleich  als  effektiv. Die  Effektivität 
zeigt sich an dem hohen Bildungsstand der Schweizer Jugend, an den überdurchschnittlichen 
Weiterbildungsquoten  und  an  vergleichsweise  geringen  Problemen  im  Schulsystem. Hohe 
Investitionen  in das Bildungssystem belegen seine politische Bedeutung. Medien spielen  im 
Schweizer  Bildungssystem  eine  geringe  Rolle  –  im Unterricht,  aber  auch  in  der  Bildungs‐
politik. 
Der Bildungsstand der Schweizer Jugend  ist  im europäischen Vergleich  in Bezug auf die Ab‐
schlussquote der 20‐ bis24‐Jährigen auf der Sekundarstufe II als auch in Bezug auf die Kom‐
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petenzen  der  15‐Jährigen  in  den  Bereichen  Lesen, Mathematik  und  Naturwissenschaften 
überdurchschnittlich (Caballero Liardet/von Erlach 2005: 10 ff.). 








Im  informellen Weiterbildungsbereich  gibt es  in der  Schweiz ein  reichhaltiges Angebot  an 
Fachliteratur,  PC‐Programmen  und  anderen Medien,  das  auch  rege  genutzt wird.  Im  Jahr 
2003 haben sich 69 Prozent der Schweizer Bevölkerung selbständig weitergebildet und dabei 
individuelle  Lernformen  in Anspruch genommen. Zum  Lernen mit Medien  zählen die Nut‐
zung  von  Fachliteratur  (39  Prozent),  computergestützte  Lernprogramme  (18  Prozent)  und 
anderen Medien (10 Prozent).  









Der  OECD‐Durchschnitt  liegt  bei  6’012  Dollar  pro  Schülerin  und  Schüler  und  Jahr 
(Organisation  for  Economic  Co‐operation  and  Development  2006b:  434).  Während  beim 
Bund die Ausgaben für Bildung bei knapp einem Fünftel der Gesamtausgaben liegen (19 Pro‐
zent), sind es bei Kantonen und Gemeinden ein Viertel. Im Jahr 2003 wendeten Bund, Kan‐




dienkompetenz  zu  vermitteln  und  Medieninhalte  im  Unterricht  einzusetzen,  sind  dem‐
entsprechend freiwillige Aktivitäten. Das liegt auch an der im deutschsprachigen Raum weit‐
verbreiteten Ansicht, dass Medienkonsum Kindern schadet (vgl. Kapitel 2.5.2). 
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Ein staatlich gefördertes Medienbildungsprojekt ist der Bildungsserver Educa. Er bündelt als 
Portal  Informationen zu dem schweizerischen Bildungswesen. Educa  ist ein Gemeinschafts‐
projekt  des  BBT  und  der  Erziehungsdirektorenkonferenz  (EDK)  und wird  betreut  von  der 
Schweizerischen  Fachstelle  für  Informations‐  und  Kommunikationstechnologien  im Unter‐
richt (SFIB). Zielgruppe der Nutzer sind alle  Institutionen, Gruppen und Einzelpersonen, die 
mit Bildung  zu  tun haben  ‐ Erziehungsdepartemente, Schulen, Lehrerinnen und Lehrer, El‐
















darf  noch Nachfrage  nach  PSB‐Bildungsangeboten  ergeben. Die  Entwicklungen  des  Schul‐
systems deuten nicht daraufhin, dass sich diese Situation kurzfristig ändern wird. 
5.3 Rechtsgrundlage PSB und Bildungsauftrag   
Dieses  Kapitel  untersucht  die Rechtsgrundlage  des  öffentlichen Rundfunks  in  der  Schweiz  
und seines Bildungsauftrags und überprüft damit zwei Thesen. Erstens: Der Bildungsauftrag 
von PSB‐Veranstaltern  ist nicht  im Detail spezifiziert, deshalb müssen sie Anforderungen an 
ihre  Bildungsangebote  erheben.  Zweitens  ist  es  eine  obligatorische  Regel  für  die  SB‐
Bildungsangebote, mit inhaltlichen und wettbewerbstechnischen Regeln konform zu sein.  
Die  rechtlichen Rahmenbedingungen der SRG SSR  idée  suisse  sind vielfältig. Die Organisa‐
tionsform der SRG SSR  ist ein Vereinsverband mit vier Regionalgesellschaften. Für die SRG 
SSR ist das Vereinsrecht und in der Rechnungslegung das Obligationenrecht massgeblich. Die 
SRG  SSR  verfolgt  keinen  Gewinnzweck.  Gleichzeitig  ist  die  SRG  SSR  ein  Wirtschafts‐
unternehmen, das den Normen des Radio‐ und Fernsehgesetzes, der Verordnung und der 
Konzession unterliegt.  













4. Konzession  für die Schweizerische Radio‐ und Fernsehgesellschaft  (SRG‐Konzession) 











in Verfassung, Mediengesetzen und  in der SRG‐SSR‐Konzession  formuliert werden. Auch  in 
dem  revidierten RTVG  steht die Überzeugung  im Mittelpunkt, dass die SRG SSR als Public 
Service Broadcasting bei der Entwicklung von Staat, Demokratie und Gesellschaft eine wich‐




















gramms  kann eine Rolle bei der  leitungsgebundenen Verbreitung  spielen. Nach Artikel 68 
Absatz  2  kann  der  Bundesrat  „Programme  ausländischer Veranstalter  bestimmen, welche 
wegen ihres besonderen Beitrages zur Bildung (...) über Leitungen zu verbreiten sind.“ 
Artikel  6  des  neuen  RTVG  betont weiterhin  die Unabhängigkeit  und  Autonomie  der  Pro‐
grammveranstalter. Nach Absatz  2  sind die Programmveranstalter  „in der Gestaltung, na‐












rung  der  schweizerischen  Kultur  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Schweizer  Literatur 
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auf  sprachregionaler, nationaler und  internationaler Ebene notwendig  ist und aus den Emp‐
fangsgebühren finanziert wird; 
c. die Einzelheiten der Berücksichtigung der Schweizer Literatur sowie schweizerischen Musik‐ 
und  Filmschaffens  nach Artikel  24 Absatz  4  Buchstabe  b;  sie  kann  entsprechende Mindest‐
anteile vorschreiben. 





gelmässige[n]  Ausstrahlung  von  Sendungen  mit  bildenden  Inhalten“.  Die  Gestaltung  der 
Sendungen  und  die  Interpretation  des Wortes  „regelmässig“  sind  somit Aufgabe  der  SRG 
SSR.  








nur  im 3. Kapitel, Artikel 52  „Programme  ausländischer Veranstalter“ Bezug, wo es heisst 
(UVEK 2006: 21):  
Als ausländische Programme, die nach Artikel 59 Absatz 2 RTVG über Leitungen zu verbreiten 
sind,  kommen  Programme  in  Betracht,  die  in  einer  schweizerischen  Landessprache  ausge‐
strahlt werden und  einen besonderen Beitrag  zur  Erfüllung des  verfassungsrechtlichen  Leis‐
tungsauftrages namentlich dadurch erbringen, dass sie: 



















Kapitel 5.4 untersucht,  inwiefern die SRG SSR und SF Schweizer Fernsehen  in  ihren Global‐
strategien versuchen, die unterschiedlichen Stakeholder zu bedienen. So soll These 3.1 bes‐































1999  veröffentlichte  die  SRG  SSR  das  „Porträt  ...  der  Schweizerischen  Radio‐  und  Fern‐
sehgesellschaft SRG SSR  idée  suisse“.  In dem  „Porträt“  „erläutert  sie  ihren Auftrag – den 
Service  public  –  und  die  damit  verbundenen  rechtlichen  und  finanziellen  Rahmen‐












Die  Imagestudie 2006 SF Schweizer Fernsehen  ist eine  repräsentative Face‐to‐Face‐Befra‐
gung von 1023 Personen, die älter als 15 Jahre sind.   
Im März 2006 veröffentlichte SF Schweizer Fernsehen erstmals eine eigene Programmbilanz. 
Die  Programmbilanz  dokumentiert, wie  SF  Schweizer  Fernsehen  seinen  Auftrag  erfüllt.  In 
dieser Bilanz nahm SF Schweizer Fernsehen Stellung zu seinem Leistungsauftrag und der Bil‐
dung unter der Überschrift: „Der Leistungsauftrag fordert einen Beitrag im Bildungsbereich“. 








Die SRG SSR will  ihren Service‐public‐Auftrag erfolgreich erfüllen,  indem sie  ihren Publika all‐
gemein zugängliche Programme anbietet, die sich durch  inhaltliche und formale Qualität aus‐
zeichnen. (SRG SSR Idée Suisse 2003: 1)  





























tisiert  dieses  Ziel  als:  „SF  stärkt mit  einem  glaubwürdigen,  vielfältigen,  erfolgreichen  und 










2003  aufgenommen.  Dabei  stellt  die  SRG  SSR  die  programmbezogenen  Funktionen  ihres 





und  SF  Schweizer  Fernsehen  zudem  grossen Wert  auf  den  Erfolg  beim  Publikum  legt  als 












Präzedenzfall  geschaffen worden,  indem  versucht worden war,  die  inhaltliche Gestaltung 
des Programms zu beeinflussen.  



































setzung  der  Vorgaben  aber  Programmautonomie  geniesst.  Die  Stabilität  der  Programm‐
kategorie  „Kultur und Bildung“  in der Programmstatistik belegt einen  gewissen  Erfolg der 
politischen Debatte um den Kulturauftrag (siehe Kapitel 5.7.3).  
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Um den Kompromiss zwischen der eigenen Strategie,  in der ein Pfeiler der Publikumserfolg 
ist, und den Kultur‐Stakeholdern  zu  finden,  interpretierte die SRG SSR Kultur als  „aktuelle 
Information  über  kulturelle  Vorgänge“  und  nicht  im  Sinn  einer  Kunstkultur 
(Bonfadelli/Meier/Schanne  1998:  125).  Die  aktuelle  Kultur  ohne  Kunstkultur  kann  als  die 
Schnittmenge dessen gelten, was einerseits die Kultur‐Stakeholder wünschen und was and‐



























Dazu  exemplarisch  Ueli  Haldimann,  Abteilungsleiter  Information  von  SF  Schweizer  Fern‐
sehen: 
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„PSB‐Ausrichtung“  und  „Massenattraktivität“  verbindet:  der  Informationsbereich.  Als  Bil‐
dung, ebenso wie als Kultur, gelten Programme, die eine Schnittmenge zwischen Information 



















retischen  Teil  dieser Arbeit  bestätigt  (Kapitel  3.4.6). Damit  interpretiert  der  Publikumsrat 
ebenso wie die Redaktion den Begriff der Bildung als Information. 





















   130
Die Aussagen des Publikumsrates lassen darauf schliessen, dass dieser einerseits den gesell‐
schaftlichen Mehrwert mehr als alle anderen Stakeholder  im Blick hat und gleichzeitig um 
die  Bedeutung  der  Zuschauerakzeptanz   weiss. Die  Stellung  des  Publikumsrates  ist  damit 
einerseits seine Stärke, weil er die Gesellschaft als ganzes im Blick hat, und andrerseits seine 
Schwäche, weil er weder innerhalb noch ausserhalb der Organisation Druck ausüben kann.  








formation  zu  interpretieren,  weitgehend  durchsetzte.  Die  Diskussion  über  den  Bildungs‐
auftrag spiegelt die sich wandelnden Verhältnisse für PSB in der Schweiz.  
In den  Jahren 1998 und 1999 war der Bildungsauftrag der SRG SSR Thema  im Stände‐ und 
Bundesrat.  Zwei  Motionen  (Simmen/Suter)  mit  gleichem  Wortlaut  warfen  dem  Deutsch‐






fernsehen  in Verbindung mit den neuen Kommunikationstechnologien  zu  schaffen. Zur Fi‐





Am  7. Dezember  1998  betonte  der Bundesrat die  Programmautonomie  der  SRG  SSR: Die 
Leistungserfüllung  liege  im Ermessen der Programmschaffenden. Bildung  sei ein wichtiges 
Element des Service public. Ein Abbau der Leistungen sei nicht akzeptabel, organisatorische 
Strukturen und personelle Ressourcen müssten so beschaffen sein, dass die Dienstleistung 








dungen  der Medienlandschaft  und  den  Konsumgewohnheiten  des  Publikums  anzupassen 
seien. Der Bundesrat stellte fest, dass 

























1998.  Einfluss  auf  die Gesetzgebung  des  neuen  RTVG  hatte  der  Vorstoss  der  Erziehungs‐
direktoren nicht. 
Insgesamt bleibt  festzuhalten, dass  sich weder  aus den  aktuell  gültigen noch  aus den  ab‐
sehbaren neuen rechtlichen Grundlagen konkrete Anhaltspunkte  für die Ausgestaltung des 
Bildungsauftrags der SRG SSR ergeben.  




























ner,  sei  die  Konfrontation  mit  der  Realität  wichtig.  Deshalb  seien  vor  allem  Primar‐
schullehrerinnen und ‐lehrer gegenüber dem Einsatz von audiovisuellen Medien kritisch. Bei 
Kindern zwischen 8 und 12 Jahren sei ein gewisser Medieneinsatz vertretbar. Ab 12 Jahren 
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Das Verhältnis der Bildungs‐Stakeholder zur SRG SSR und zu SF Schweizer Fernsehen stellt in 













Gleichzeitig wird der  Stellenwert  audiovisueller Medien  in der Bildungspolitik  auf Bundes‐ 
und Kantonsebene niedrig angesetzt. Investitionen sollen zunächst in die Schulen selbst flies‐



















sehen  Genüge.  Der  Forderung  der  „Qualität  im  Gesamtprogramm“  kommt  SF  Schweizer 
Fernsehen nach. Doch die dahinterliegende Forderung, weniger populäre Unterhaltung und 
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• Die  verschiedenen Ratgebersendungen  bieten  praxisnahe  und  konkrete Anregungen 
und Unterstützung  zu Themen des Konsums, der Gesundheit und  zu Fragen des Zu‐
sammenlebens. 
• Bildung  interpretieren  wir  umfassend  im  Sinne  der  Vermittlung  von  Orientierungs‐
wissen und Lebensberatung. 
Dieser  Text muss  in  Zusammenhang mit einem Public‐Relations‐Kommunikationsziel  gese‐
hen werden, was sich an den positiv besetzten Adjektiven ausdrückt. Deshalb  lässt sich ein 
Bildungsbegriff ausmachen, doch die Aussagen sollten nicht als kohärente Bildungsstrategie 
angesehen werden. Als Tendenz  zu erkennen  sind ein  Schwerpunkt Meinungsbildung und 
Vermittlung  von  Hintergrundwissen,  Ratgebersendungen  zu  einem  disparaten  Themen‐
spektrum  (Konsum, Gesundheit, Zusammenleben). Der dritte Punkt  fasst die beiden ersten 
Punkte  zusammen:  Orientierungswissen  und  Lebensberatung.  Damit  setzt  SF  Schweizer 







Überschrift: „Der Leistungsauftrag  fordert einen Beitrag  im Bildungsbereich“  (SF Schweizer 
Fernsehen 2006a). Dieser Beitrag, so SF Schweizer Fernsehen, bestehe aus vier Sendungen, 
die einen wichtigen „Beitrag  in Sachen Bildung“  leisten. „Horizonte“ und „Menschen, Tech‐













In der  Selbstbeschreibung  sieht  sich  SF  Schweizer  Fernsehen  vor  allem  als objektiver Ver‐
mittler  von  Sachinformationen,  Impulsgeber  für  Wissenserweiterung  und  Weiterbildung, 
Anreizstifter für geistige Beschäftigung und zur Selbstverwirklichung. 
SF Schweizer Fernsehen versteht sich hingegen nicht als Lernmedium, Medium zur Fort‐ und 






Bezog  SF  Schweizer  Fernsehen die Erfüllung des Bildungsauftrags  vor  2006  ausschliesslich 
auf  den  Distributionskanal  Fernsehen,  kam  in  der  „Bildungsinitiative  2006“  die  Online‐
plattform hinzu.  














Insgesamt  lässt sich  feststellen, dass SF Schweizer Fernsehen  im generellen Programm auf 
Information als Bildung setzt. Einzig das „Schulfernsehen“  ist klassisches formales Bildungs‐
fernsehen.  Damit  offeriert  SF  Schweizer  Fernsehen  allen  wichtigen  Stakeholdern  die  Bil‐
dungsprogramme, die ihren Ansprüchen genügen: Die Sendungen im Informations‐ und Ak‐
tualitätsbereich  schaffen gesellschaftlichen Mehrwert,  indem  sie die demokratische Ausei‐
nandersetzung fördern, die Konsum‐ und Ratgebersendungen bringen dem Publikum einen 
direkten  Nutzen,  und  das  „Schulfernsehen“  ist  eine  didaktisch  aufbereitete  Sendung  mit 









Dieses Kapitel untersucht die  Struktur der Bildungsangebote  von  SF  Schweizer  Fernsehen, 




























Das Konzept  ist ein  themenbezogener Einstieg. Wichtigstes Kriterium  für die Auswahl der 
Beiträge  ist die  „latente Aktualität“.  In die Dossiers werden  keine  Schlagzeilen  aufgenom‐
men. Sport wird ebenfalls nicht berücksichtigt, da die Sportredaktion eine eigene Website 
pflegt.  
Die  Inhalte  sind Eigenproduktionen der  letzten Zeit und  in Einzelfällen Archivbeiträge. Der 
Mehrwert  ergibt  sich  daraus,  dass  die  Inhalte  verschiedener  Sendungen  vernetzt werden 
und dass ein themenorientierter Einstieg möglich  ist. Alle anderen Bereiche des Onlineauf‐
tritts  von  SF  Schweizer  Fernsehen  sind  sendungs‐  oder  fernsehkanalbezogen.  Durch  den 
themenorientierten Aufbau entsteht ein Werbeeffekt für eine breite Auswahl an Sendungen. 
Die Ansprache der Nutzer  ist bildorientiert. Pro Dossier  sollen mindestens  sieben Beiträge 
auf der Plattform sein, die ein gewisses Volumen an vertiefter Information bieten. Ziel von SF 






















In diesem Kapitel  soll mit den  theoretischen Vorarbeiten  in Kapitel 3.4 analysiert werden, 
welche Eigenproduktionen von SF Schweizer Fernsehen Lerneffekte zeitigen können.  
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Tabelle 16: Klassifizierung der Sendungen in der Programmanalyse nach Genre und Ausstrahlungszeit 
Sendung  Genre  Themen/Fokus   Ausstrahlung
Aeschbacher kocht  Reality/Talk  Schweizer Küche  2004
Leben wie zu Gotthelfs Zeiten  Reality  Geschichte  2004
Queer Eye  Reality  Makeover, Stilberatung  seit 2005
Quer  Reality  Lebens‐ und Orientierungshilfe  1996‐2007
Quer Familientisch  Reality  Familienberatung  2006‐2007
Traumjob  Reality  Casting, Bewerbung  2005
g&g sucht...  Reality  Bewerbung  2006















PHOTOsuisse  Dokumentarsendung  Schweizer Fotoszene  2004–2005









Literaturclub  Talk  Buchneuerscheinungen  seit 1990















Bildung  Magazin/Talk  breites Themenangebot  1999–2003
         
PISA – Kampf der Kantone   Show  Sehen, Hören und Verstehen   2005–2006
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fig  ausgestrahlt  werden  und  manche  Sendungsnamen  wie  beispielsweise  „Quer“  oder 
„DOK“ ein Markenname für mehrere Sendungsreihen sind, wie die Reihe „Familientisch“ bei 
„Quer“.  




bezeichnet.  Insofern  sind  die  Reality‐Sendungen  im  Wesentlichen  seit  2004  ausgestrahlt 
worden. Die Reality‐Sendungen  lassen sich vom Bildungsstandpunkt aus betrachtet  in zwei 
Gruppen einteilen. „Aeschbacher kocht“, „Leben wie zu Gotthelfs Zeiten“, „Traumjob“, „g&g 












PSB‐Monopols  stammt  und  seitdem  nicht weiterentwickelt wurde. Während  „NETZ“  und 
„MTW“ naturwissenschaftlich dominiert  sind, behandeln  „DOK“ und  „Horizonte“  auch  ge‐
sellschaftliche Themen. Alle vier Sendungen werden 2007 noch ausgestrahlt, weshalb  sich 
ein gewisses Übergewicht an Umwelt‐ und Technikthemen ergibt. Die „Matinee“ und „PHO‐
TOsuisse“  dokumentieren  den  Kulturbereich,  diese  beiden  Sendungen  laufen  2007  nicht 
mehr. Durch Dokumentarsendungen  können  sich  Lerneffekte  ergeben,  doch  die  Themen‐
stellungen  sind eher allgemein und orientieren  sich an einem  zweckfreien Bildungsbegriff, 
d.h.  sie weisen wenig Anwendungspotenzial  auf. Da  sie  nicht  didaktisch  aufbereitet  sind, 
gelten sie als Information.  




Lernmöglichkeiten  sind  gering  einzustufen,  da  Talkformate  sich  an  der Gesprächsstruktur 












Das  „Schulfernsehen“  ist mit der  Intention produziert,  Lerneffekte  zu  zeitigen,$ und  kann 
durch seinen didaktischen Aufbau mit Lernzielen als formales Lernen gelten. Damit hat das 
„Schulfernsehen“ von seiner formalen Gestaltung her die grössten (potenziellen) Lerneffek‐
te. Die Thematik orientiert  sich, wie der Name besagt, an  Lehrplänen und  ist deshalb vor 
allem für Kinder und Jugendliche geeignet.  








Bedeutung  gewonnen  hat  (Naef/Naegeli/Schanne  2006:  53).  Im  Vergleich  zu  den  1990er 





3.4.3), werden  diese  nicht  als  Bildung  klassifiziert,  sondern  als  Unterhaltung.  Gleichzeitig 
bestätigt  die  Programmanalyse,  dass  ausser  dem  Schulfernsehen  und  einzelnen  Reality‐
Shows  keine bildungsrelevanten Eigenproduktionen bei  SF  Schweizer  Fernsehen  zu  finden 
sind. 










dung“  und  „Information“  relevanten  Programmkategorien  identifiziert  und  zusammen‐
gefasst werden. 
Die SRG SSR erhebt Zuschauerdaten auf der Basis eines eigenen Klassifizierungssystems. Die 
Sendungen werden  von den  verantwortlichen Redaktorinnen und Redaktoren  codiert und 
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Tabelle 17a: Entwicklung des Programmangebots nach Programmkategorien, 1990 bis 1997, SR DRS (ab 2006: 
SF Schweizer Fernsehen), prozentualer Anteil am Gesamtprogramm 
Programmkategorien, in %  1990 1991 1992 1993 1994 1995  1996  1997
Aktualität  11,1% 13,7% 11,1% 10,2% 6,3% 6,1%  5,6%  7,2%
Information  11,5% 11,2% 11,3% 9,9% 5,2% 5,9%  6,3%  6,3%
Kultur und Bildung  14,6% 15,3% 15,0% 13,6% 7,3% 7,6%  7,7%  8,9%
Religion  0,8% 0,9% 0,7% 0,6% 0,3% 0,7%  4,4%  0,9%
Musik  3,1% 3,5% 2,8% 2,3% 1,5% 1,3%  1,3%  2,3%
Theater  0,6% 0,3% 0,5% 0,5% 0,1% 0,1%  0,1%  0,1%
Filme, Fernsehfilme und ‐serien  19,1% 17,0% 17,6% 26,7% 20,7% 19,1%  17,9%  21,6%
Unterhaltung  7,5% 7,3% 6,4% 6,8% 5,1% 5,7%  5,0%  5,5%
Sport  16,5% 16,5% 21,6% 14,5% 9,2% 9,0%  11,4%  9,4%
Kinder‐ und Jugendsendungen  5,0% 4,9% 5,1% 4,7% 2,9% 2,8%  3,2%  6,4%




Programmkategorien, in %  1998 1999 2000 2001 2002  2003  2004
Aktualität  8,1% 8,1% 7,6% 7,9% 7,0%  20,3%  19,6%
Information  5,6% 4,9% 4,6% 7,2% 6,3%  9,0%  9,5%
Kultur und Bildung  8,1% 7,8% 7,9% 8,7% 8,4%  9,3%  9,5%
Religion  0,9% 0,8% 0,9% 0,8% 0,8%  0,5%  0,5%
Musik  2,3% 2,3% 2,2% 2,4% 2,5%  2,3%  3,6%
Theater  0,1% 0,1% 0,1% 0,1% 0,1%  0,1%  0,0%
Filme, Fernsehfilme und ‐serien  24,0% 27,2% 34,3% 34,6% 32,2%  17,4%  16,6%
Unterhaltung  6,8% 5,5% 5,2% 4,1% 3,6%  3,1%  2,7%
Sport  11,1% 8,0% 9,1% 7,6% 8,6%  9,9%  10,9%
Kinder‐ und Jugendsendungen  8,8% 10,5% 3,0% 3,4% 3,0%  1,5%  1,5%











Die  Programmkategorie  3,  „Kultur  und  Bildung“  umfasst  die  Kategorie  35  „Bildungs‐
sendungen“. Diese Unterkategorie  ist unterteilt  in die Bereiche 351 „Schulfernsehen“, 352 
„Telekurse“ und 353 „Übrige Bildungssendungen“. Die Unterkategorie 35 beinhaltet formale 
Bildungssendungen  mit  didaktischem  Anspruch  und  Bezug  zum  Bildungssystem  („Schul‐





  1990  1991  1992  1993  1994  1995  1996 
Bildung i.°e.°S.  19’272  19’448  19’985  19’046  18’216  17’177  17’461 
Anteil Bildung i.°e.°S./Kultur 
u. Bildung  41,4%  40,9%  43,2%  35,8%  29,3%  27,8%  26,9% 




  1997  1998  1999  2000  2001  2002  2003  2004 
Bildung i.°e.°S.  17’410  16’883  17’276  18’005  23’424  21’819  19’132  13’106 
Anteil Bildung i.°e.°S./Kultur 
u. Bildung  26,9%  26,9%  26,0%  26,5%  29,8%  27,1%  13,0%  8,7% 
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gebersendung  Telefonnummern  eingeblendet,  unter  denen  Interessierte  Fragen  stellen 
konnten. 
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hen  statt Hören“,  sie wurde  1998  aufgelöst.  2007  ist  Bildung  nur  noch  in  der  Schulfern‐












Zuschauerdaten  (Telecontrol‐Ergebnisse),  Programmvolumen  /  Angebots‐  und  Nachfrage‐






SF 1 und SF zwei  1990 1991 1992 1993 1994  1995  1996 1997
Bildungssendungen i.°e.°S.*  0.3   0.2   0.2   0.2   0.2   0.2   0.2   0.2  
Kultursendungen**  3   4   3   4   3   3   4   4  
Informationssendungen  5   5   5   5   5   5   6   7  
Bildungssendungen i. w. S.***  9   9   8   9   9   9   10   11  
Aktualität  10   12   16   18   18   17   16   17  
Religion, Musik, Theater  3   2   2   2   2   2   2   2  
Unterhaltung****  35   30   32   30   33   27   35   32  
Kinder‐ und Jugendsendungen  2   2   2   1   1   1   1   1  
Andere Sendungen  7   6   5   6   8   7   7   7  
Gesamt  66   62   65   67   71   62   71   69  
Quellen: SRG SSR, Prognos AG, * Programmkategorie 35, ** exklusive Bildungssendungen i.°e.°S., *** Bildungs‐
, Kultur‐ und Informationssendungen, **** Filme, Fernsehfilme, ‐serien, Unterhaltung, Sport 
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Tabelle 18b: Nachfrage SF Schweizer Fernsehen 1998 bis 2005, durchschnittliche Nutzung der 
Programmkategorien in Minuten/Tag auf Basis des Haushalts 
SF 1 und SF zwei  1998 1999 2000 2001 2002 2003  2004 2005
Bildungssendungen i.°e.°S.*  0.2   0.2   0.2   0.2   0.2   0.2   0.1   0.2  
Kultursendungen**  4   5   5   5   6   6   6   7  
Informationssendungen 7   7   6   8   8   7   8   8  
Bildungssendungen i. w. S.***  11   12   12   13   14   13   14   15  
Aktualität 18 20 19 21 19 20 19 19
Religion, Musik, Theater 2   2   2   2   2   2   2   2  
Unterhaltung****  36   34   36   35   39   37   41   39  
Kinder‐ und Jugendsendungen  1   1   1   1   1   1   1   0  
Andere Sendungen  7   8   8   9   10   9   10   9  






verzeichnet  keine Rückgänge  seit 1990, was darauf  schliessen  lässt, dass die Bildungssen‐
dungen (seit 2003 nur „Schulfernsehen“) zwar nicht von einem breiten Publikum angesehen 












der  verschiedenen Aufgaben  in den  TV‐ und Radioprogrammen der  SRG  sind. Überdurch‐
schnittliche Zufriedenheit  zeigten die Befragten mit der  Informationsverbreitung. Weniger 
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programme Platz 1 (öffentlich‐rechtliche Sender Ausland 4,1; kommerzielle Anbieter Ausland 










In  Bezug  auf  die  Publikumsakzeptanz  ist  festzuhalten,  dass  die  durchschnittliche Nutzung 
trotz des Rückgangs der Bildungssendungen seit 1990 auf niedrigem Niveau stabil blieb. Da‐
mit ist davon auszugehen, dass die Programmkategorie 35 „Bildung“ ihr Publikum hat, dieses 
allerdings  kein Massenpublikum  darstellt. Die  Imagestudie  bestätigt  diese  Vermutung:  im 
Gesamtpublikum hatte Bildung 2000 keinen grossen Stellenwert. Zu einem gewissen Grad 

















holdern.  Die  Bildungspolitik  in  der  Deutschschweiz  legt  einerseits  Wert  auf  das  „Schul‐
fernsehen“ und  fordert andrerseits mehr „Qualität“  im Programm, wobei Qualität  im Sinn 
























hen einen Beitrag  zu  ihrer Behebung  leisten könnte.  In den 1960er  Jahren  stellte  sich die 
Situation noch anders dar: Als universitäre Bildung, aber auch Fernreisen einer Minderheit 
vorbehalten waren,  konnte  Fernsehen mehr  zur  Bildung  beitragen  als  heute. Gleichzeitig 
haben  die Anforderungen  an  die Bildung  in  dem Mass  zugenommen, wie  das  allgemeine 
Bildungsniveau  stieg. Die Kompetenzen, die die  Informations‐ und die Wissensgesellschaft 
fordern, sind nicht via audiovisuelle Inhalte zu vermitteln. 
Auf der Onlineplattform  lassen  sich Kompetenzen, wie  sie die  Informations‐ und die Wis‐
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flikt  um  Programmplätze.  Gleichzeitig  bietet  SF  Wissen  keine  Bildung,  weder  im  Hum‐














Dieses  Kapitel  untersucht  die Medienlandschaft  in Grossbritannien  und  ihre Veränderung 
durch das Aufkommen der Satellitenplattform und die Digitalisierung. Dazu sollen zunächst 















tellitenangebot BSB. Die Plattformen  schlossen  sich noch  1990  zusammen  (Tunstall  2004: 
263). Aufgrund dieser Markteintritte wurde der britische Fernsehmarkt in den 1990er Jahren 







2007  ist  Grossbritannien  als  einer  der  grössten  Medienmärkte  Europas  gekennzeichnet 
durch: 
• Den Übergang  von  analogem  Fernsehen  zu Digital‐TV und  einem  grossen digitalen 
Rundfunkangebot  
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• Einen starken PSB‐Veranstalter, die BBC, die auch online und  im digitalen Rundfunk 
eine grosse Rolle spielt 















Stellungnahme  BBC  2004 ja 
The  BBC’s  Learning  Impact 
Submission to the Independent 
Panel on Charter Review 
Stellungnahme  BBC  2004 ja 
A Strong BBC, Independent of 
Government 
Grünbuch  BBC  2004 ja 













   BBC  2005 nein 
BBC Annual Report 2005/2006  Geschäftsbericht  BBC  2006 nein 





















Transcript  DCMS  2004 ja 
Review  of  the  BBC’s  Royal 
Charter  What  You  Said  About 
the BBC 
Consultation Results  DCMS  2004 ja 
Review  of  the  BBC’s  Royal 
Charter  A  strong  BBC,  Inde‐
pendent of Government 
Grünbuch  DCMS  2005 ja 
A Public Service for All: The 
BBC in the Digital Age 
Weissbuch  DCMS  2006 ja 
BBC Agreement     DCMS  2006 nein 































































Ende  2006  nutzten  in Grossbritannien  18,5 Millionen  Haushalte  digitales  Fernsehen, was 
einem  Anteil  von  73  Prozent  an  allen Haushalten  entspricht.  7,8 Millionen  aller  digitalen 

























Programme mit  ihren digitalen Ablegern: BBC1, BBC2, BBC3, BBC4, BBCi,  ITV1,  ITV2,  ITV3, 
ITV4  und  Channel4  mit  E4,  E4+1  und  More4  (IP  Deutschland  2006:  421).  Das  Freeview‐
Angebot konnte 2006 um über 9 Prozent zulegen (Office of Communications 2006b: 5). Der 
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Erfolg  des  zugehörigen Geschäftsmodells,  und wenn  sich die  terrestrische  Plattform  nicht 
durchsetzen würde, wäre die BBC in einer schwierigen Lage, da sie auf die Plattformen kon‐
kurrierender Unternehmen angewiesen wäre. Die BBC ist deshalb mehr als ihre kontinenta‐
len  Pendants  darauf  angewiesen,  ein  Programm  zu machen,  das  Zuschauerinnen  und  Zu‐
schauer anspricht.  
6.1.3 Regulierung der BBC 
Die  Regulierung  der  BBC  ist  eine  Form  der  Co‐Regulierung  (Puppis  2007:  211). Die  Royal 























abgeschwächte Regulierung darstellte und  sich  fast  ausschliesslich  auf den  kommerziellen 
Rundfunksektor bezog (Tunstall 2004: 263), und der Broadcasting Act 1996, der den Weg für 
Digital‐TV geebnet hatte (vgl. Jarren 2002: 148).  
Der  Communications  Act  2003  führte  eine  neue  Regulierungsinstanz  ein,  die  „sowohl  für 
ökonomische  als  auch  technische  und  inhaltlich‐kulturelle  Aspekte  der  Regulierung  aller 
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wichtigen Sektoren der Kommunikationsindustrie“ zuständig ist (Vick/Doyle 2004: 38). Diese 
neue  Instanz  ist  das Office  of  Communications  (Ofcom),  das  die  Aufgaben  von  fünf  Auf‐
sichtsinstitutionen wahrnimmt: Independent Television Commission, Radio Authority, Office 
of  Telecommunications,  Broadcasting  Standards  Commission  und  Radiocommunications 
Agency.  
In  der  Regulierung  der  Inhalte  im  Rundfunk  ergaben  sich  Änderungen,  die  auch  die  BBC 
betreffen. Die Regulierung der  Inhalte hat drei Ebenen  (Vick/Doyle 2004: 41). Ebene 1 soll 
sicherstellen, dass alle britischen Radio‐ und Fernsehveranstalter nationale und internationa‐
le  Standards  erfüllen. Die  zugehörigen  Richtlinien  erlässt  das Ofcom. Die  Ebene  2  erfasst 
quantifizierbare  Anforderungen  für  Public‐Service‐Anbieter wie  beispielsweise Quoten  für 
unabhängige  Produktionen  und  regionale  Programme. Diese  Anforderungen  sind  Teil  der 
Lizenzvereinbarung  der  Programmveranstalter,  bei  der  BBC  stehen  sie  in  Charter  und 







und  Unparteilichkeit  der  Information,  der weiterhin  vom  Board  of  Governors  (seit  2007: 
Trust der BBC) kontrolliert wird. Damit hat zum ersten Mal  in der Mediengeschichte Gross‐






nicht‐ökonomischen  Aspekte  von  PSB  zu  regulieren  plante  (Gibbons  2005:  43).  In  diesen 
„Phase 1 Reports“ unterstrich das Ofcom zwar den Wert von PSB  für die Gesellschaft, be‐








ökonomischen  Regulierung  ausgenommen  sein  sollte  (vgl.  Smith  2006:  936).  Im  Charter‐
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Renewal‐Prozess wurde dann  festgelegt, dass die BC  für neue Dienste ein Market  Impact 
Assessment vom Ofcom durchführen lassen muss (siehe auch Kapitel 6.3). 













jedoch  im Gegensatz  zur BBC aus Werbegeldern.  Im  Folgenden  ist die BBC als der haupt‐
sächliche PSB‐Veranstalter in Grossbritannien angesehen, da nur sie Gebührengelder erhält. 
Die BBC hatte 2005 mit 4,234 Milliarden Pfund (10,3 Milliarden Franken) (BBC 2006: 92) das 
zweitgrösste  PSB‐Budget  in  Europa,  nach ARD/ZDF mit  7.12 Milliarden  Euro. Mit  den Ge‐
bührengeldern erbringt sie die „Public services  funded by  the  licence  fee“: 8 nationale TV‐
Programme,  10  nationale  Radioprogrammketten,  46  lokale  und  nationale  Radiostationen 
und die BBC‐Website bbc.co.uk. Der BBC World Service  in 43 Sprachen wird von der Regie‐
rung  finanziert.  Zu  diesen  öffentlichen  Leistungen  kommen  die  kommerziellen  Leistungen 
(Commercial Services) hinzu: BBC Worldwide betreibt  international werbeführende TV‐Pro‐











über  2  Millionen  Seiten  Text  eine  der  grössten  und  meistbesuchten  Websites  in  Gross‐
   158


















der  BBC war  1998  von  dem  zuständigen Ministerium Department  of  Culture, Media  and 
Sport  (DCMS) bewusst breit gefasst worden, um die Entwicklung nicht  zu behindern. Eine 
grosszügige Gebührenfestsetzung ermöglichte die Expansion ins Internet.  





mängelte  jedoch, dass dieser  (zu) weit gefasst war und  sich manche der Onlineaktivitäten 
von kommerziellen Angeboten nicht ausreichend unterschieden (vgl. Arnold 2006: 31). Der 
Bericht wies auch auf ein „fundamentales Misstrauen“ der kommerziellen Onlinekonkurrenz 
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merziellen Seiten zu ähnlich waren oder weil  ihr öffentlicher Mehrwert kleiner war als das 
Risiko, wettbewerbsverzerrend zu wirken (BBC 2005: 16).  










3): das Angebot  so  zu gestalten, dass es  „distinctive  from and  complementary  to  services 










trotzdem  dort  eingesetzt würden. BBC  als Gratisangebot würde  kostenpflichtige  Lehrsoft‐
ware ersetzen (Dodson 2006: 1).  
Die Debatte um BBC Online kann nicht abschliessend bewertet werden, da die Auseinander‐
setzung um  Jam  im Mai 2007 noch nicht beendet war. Als Zwischenfazit  lässt  sich  ziehen, 
dass die wettwerbliche Regulierung tatsächlich umgesetzt wird und kein Papiertiger ist. Wei‐
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6.2 Das Bildungssystem Grossbritanniens 
Das Bildungssystem Grossbritanniens  ist durch seine historisch gewachsene Vielfalt charak‐







Berufsbildung zu  finden  (The Economist 2001). Die Schulbehörden stehen  in der Kritik, die 
Examen  zu  leicht  zu  gestalten  und  Kinder  aus  bildungsfernen  Schichten  weiterhin  zu 
benachteiligen.  
Trotz  der  beachtlichen  Summen  (6,1  Prozent  des  Bruttoinlandproduktes),  die  in  das  Bil‐





ten  an,  die  in  die  Freizeit  von  Kindern  und  Jugendlichen  hineinragen  wie  beispielsweise 
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(Äquivalent), über dem OECD‐Durchschnitt von 6’827 Dollar (Organisation for Economic Co‐
operation and Development 2006a: 7). 








• Repräsentation  (die  Art,  auf  die  Ideen  und Werte  oder  Gruppen  oder  Typen  von 
Menschen in Texten konstruiert werden) 
• Institution (Medienorganisationen und Medienkonzentration und ‐ kontrolle)  




Insgesamt zeigt sich, dass  in Grossbritannien unter Labour  in den  letzten  Jahren  in das Bil‐
dungssystem investiert wurde und dass das Schulsystem zunehmend auf mehr Wettbewerb 












insbesondere  von  regulatorischer  Seite  die  Bestrebung,  den  Auftrag  der  BBC  zu  konkre‐
tisieren und damit die Grundlage  für eine Messung der Auftragserfüllung  zu  schaffen  (vgl. 
bspw. Foster/Egan/Simon 2004). 
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Der Auftrag der BBC wird  in der Royal Charter spezifiziert, die den Zweck und die Möglich‐
keiten  der  BBC  umschreibt  und  die Gebührenfinanzierung  unterstreicht.  Ein  begleitendes 





nen  ersetzt  der  BBC  Trust  das  Board  of Governors  of  the  BBC,  ein  vormaliges  Aufsichts‐
gremium, das die Interessen der Zuschauerinnen und Zuschauer und Hörerinnen und Hörer 
vertrat. Der Trust hat die Aufgabe, die Interessen der Gebührenzahler zu vertreten. Zum ers‐
ten Mal werden damit die operativen  Einheiten der BBC und  ihre Kontrolle eindeutig  ge‐

















weit vertrauenswürdigste  Lieferant von  internationalen Nachrichten und  Informati‐




diese  öffentlichen  Zwecke  durch  publizistische  Leistungen  in  den  Bereichen  Information, 
Unterhaltung  und  Bildung  zu  verfolgen.  Das  Agreement  schreibt  fest,  dass  die  BBC  Ziel‐
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gruppen  jeden Alters formale und  informelle Bildungsmöglichkeiten  in allen Kanälen bieten 
muss. Damit  ist die BBC auf ein Bildungsangebot  festgelegt, das durch die Art der Bildung 



































je darauf angewiesen  sein, Angebote  zu  schaffen, die  für das Publikum attraktiv  sind und 
einen gesellschaftlichen Mehrwert schaffen, ohne der kommerziellen Konkurrenz in die Que‐
re zu kommen.  
   165
6.3.1 Der Charter‐Review‐Prozess 2003 bis 2006 


































schauerseite  dar: Die Gebührenakzeptanz  zeigt, welchen Wert  die  Zuschauer  der BBC  zu‐

























































Säule  des  PSB  geworden.  Die  Onlinestrategie  ist  Teil  der  BBC‐Gesamtstrategie:  mit  On‐





gain“  kann der Nutzer oder  die Nutzerin  bis  eine Woche nach  der Ausstrahlung  alle  Pro‐
gramme  als  Streaming  anhören.  Mit  dem  BBC  iPlayer,  einer  Digital‐Rights‐Management‐
Software, wird auch der Download möglich sein.  






mit Channel 4, dem British  Film  Institute, der Open University und weiteren Partnern.  Im 







BBC Online  soll  als  eigenständiges Medium Nutzer  und Nutzerinnen  anziehen,  aber  auch 
Fernsehen und Radio stärken.  













PSB  gemessen  werden  könnten.  Deshalb,  so  These  1.1,  definiert  die  BBC  eine  Bildungs‐
strategie, die die Ansprüche aller Stakeholder befriedigt.  
Die Charter schreibt fest, dass die BBC formale und informelle Bildungsleistungen erbringen 





stehen: erstens  informelles Lernen über die ganze  thematische Breite und  für alle Publika, 
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schaftliche Fokus, der verlangt, dass die Programme der Gesellschaft als Ganzes dienen und 
Lernen  für die Gesundheit  fördern oder  „encourage an active  interest  in  the UK’s history, 




















malen Bildungsangebote  richten  sich  zu grossen Teilen an Kinder und  Jugendliche und an 
Geringqualifizierte  –  bei  diesen  Gruppen  ist  der  gesellschaftliche  Mehrwert  deshalb  am 
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vollständig  britischen Ursprungs.  CBeebies  ist  als Multi‐Plattform‐Dienst  gedacht,  und  die 
Lernprogramme der Website beziehen sich direkt auf die Fernsehprogramme.  






BBC‐Basisfähigkeiten  (Essential  Skills):  Skillswise  und  Webwise  fokussieren  auf  Basis‐







































in mehreren  europäischen  Sprachen  sowie  Einführungen  und  einen  kleinen Wort‐
schatz in 28 europäischen Sprachen. 
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Fernsehprogramm  wird  als  Werbemedium  für  die  Bildungsangebote  eingesetzt.  Um  den 
Werbeeffekt des Fernsehens zu nutzen, werden Medien über die Plattformen hinweg ver‐
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stark anwendungsorientiert  sind, bietet die Website neben der Kompetenzvermitt‐
lung  Wissen  ohne  konkrete  Anwendung  im  Sinn  einer  Humboldt’schen  Bildung 
(Explore ancient history). 
• Art der Bildung: Von der Bildung, wie sie in Schule und Ausbildung definiert wird bis 




• Art  des  vermittelnden  Mediums:  ein  breites  mediales  Spektrum  von  Fernseh‐
sendungen,  die  auf  den  Hauptsendern  zur  Hauptsendezeit  ausgestrahlt  werden 














gen  durch  bei  Schülern  und  Schülerinnen  und  der  Lehrerschaft,  um  zu  erfahren, welche 
Probleme  drängen.  Eine wichtige  Erkenntnis war,  dass  die Wettbewerbsorientierung  des 
britischen Bildungssystems Schülern, Eltern und Lehrern problematisch erscheint (siehe Ka‐
pitel 6.2). Als die Idee einer Lernsoftware für Tests in den Hauptfächern entwickelt war, ana‐





des  Produkts. Die  Entwicklung  begleitete  eine Gruppe  von  sechs  Bildungsberatern. Dabei 
arbeitete die Redaktion auch mit der Qualifications and Curriculum Authority (QCA) zusam‐
men, einer Einheit des Department for Education and Skills (DfES), das für die Lehrpläne zu‐









derungen  an  eine  solche  Clips  Library  besser  zu  verstehen,  hat  die  BBC  die  externe  For‐
schung beauftragt. Ziel der Studie war, „to assess whether the overall strategy of BBC Learn‐
ing to move away from broadcast as the primary means of delivery is likely to have a benefi‐
cial  impact  in  the classroom“  (Intuitive Media Research Services 2007: 3). Auf diese Weise 
passt die BBC  ihre Bildungsstrategie den neuen Möglichkeiten und Gegebenheiten an. Die 
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cial‐Action‐Team eng mit  TV Commissioning  zusammen.  Sobald ein neuer  Film oder neue 
Serie  in Auftrag gegeben wird, überlegt das  Social‐Action‐Team, ob  sich eine  Idee um die 











Um einen  längerfristigen Effekt  zu  schaffen, arbeitet die BBC mit Partnern.  In der Zusam‐
menarbeit mit Partnern ist es für die BBC zentral, ihre Unabhängigkeit zu bewahren. Deshalb 
pflegt sie Partnerschaften, die sich nach dem Grad der Zusammenarbeit unterscheiden:  
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die Art der TV‐Inhalte gilt grundsätzlich: Je schwerer die Zielgruppen zu erreichen sind, umso 
eher werden Unterhaltungssendungen genutzt.  
Lokales  BBC‐Radio  und  ‐Fernsehen  produzieren  lokale  Versionen  des  Themas. Nationales 












































































































Schulverpflichtung  heraus  (Schülerinnen  und  Schüler,  Eltern).  Im  Erwachsenen‐
bildungsbereich  richtet  sie  sich mit  dem  Angebot  Skillswise  an Menschen,  denen  grund‐
legende Kompetenzen fehlen und die somit am meisten von den Angeboten profitieren kön‐
nen.  
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Tabelle 25: Bildungsangebote der BBC mit Zielgruppe, Kosten und Reichweite  
























































































Das CBBC‐Programm soll  informelles Lernen  fördern  (Learning  through Fun) und hat keine 
Lernziele wie CBeebies. Ab dieser Altersgruppe beginnt für die BBC der Spagat, Programme 
anzubieten, die einerseits Lernen ermöglichen und andrerseits attraktiv für die Nutzung sind.  






BBC  über  die  „Flaggschiff“‐Programme  grosse  Dokumentarproduktionen  aus,  die  oftmals 
Eventcharakter haben  („Debt Day“). Damit soll ein Bewusstsein  für die Themen geschaffen 
und die Zuschauer den Lernangeboten auf den zugehörigen Websites zugeführt werden. Ob 

























Altersgruppen  und  Profile  relevant. Die  Bildungsangebote  der  BBC werden  als  besonders 
wichtig für Kinder und Jugendliche erachtet (Department for Culture Media and Sport 2004: 
12). 
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Bildung und Lernen wurden als Rolle der BBC grundsätzlich akzeptiert und von den Interes‐
sierten auch im generellen Programm der BBC identifiziert (Cragg Ross Dawson 2005: 16). 
Die Untersuchung  zur Haltung der Befragten  zur BBC  zeigte, dass diejenigen, die der BBC 
positiv gegenüberstehen, sich der Bildungsexpertise der BBC bewusst waren. Das verstärkte 
ihre Ansicht, dass die BBC nicht nur ein Rundfunkveranstalter von Qualitätsprogrammen ist, 






Prozent der Nennungen  (MORI 2004: 16). Ungestützt  gefragt nach den  Eigenschaften der 






Die  Akzeptanz  der  Zuschauerinnen  und  Zuschauer  und Nutzerinnen  und Nutzer  der  BBC‐
Bildungsangebote  zeigt,  dass  die  BBC  die  anvisierten  Zielgruppen  erreicht.  Die  Bildungs‐
angebote  selbst,  die  Nutzung  der  Bildungsangebote  und  die  Akzeptanz  der  Gebühre‐




Im  Charter‐Review‐Prozess wurden  die  Stakeholder  der  Bildungslandschaft  in  einer  Podi‐
umsdiskussion  am  17. November  2004  zu  dem  Beitrag  der  BBC  zur  Bildung  befragt.  Das 
Transkript  dieser  Diskussion  ist  frei  verfügbar,  und  die  folgenden  Aussagen  sind  dem 
Transkript entnommen. Tabelle 25 zeigt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Diskussion 
und ihre Organisation. 




















































Die Vertreter der Bildungslandschaft  lobten die Basic‐Skills‐Angebote, da  sie aus der  Sicht 
des  lebenslangen Lernens einem grossen Bedarf entsprechen, weil viele Schulabgänger die 
notwendigen Fähigkeiten nicht mitbringen. Skillswise und CBeebies wird auch von der Open 
University,  einem Partner der BBC‐Bildungsangebote,  in  einer  schriftlichen  Stellungnahme 
als  vollkommen  angemessen  für  einen PSB‐Veranstalter bezeichnet  (2004:  4). Ofsted, das 




Einige  fordern, die  informellen Bildungsangebote stärker zu  formalisieren,  indem die Lern‐
ziele expliziter gemacht werden. In diesem Zusammenhang fordert beispielweise Ofsted, die 
Lerneffekte zu messen, nicht lediglich die Zuschauerzahlen: „(…) the BBC recognises that too 
often  in the past  it has measured  impact through viewer numbers rather than on  learning 






























wie  in der Schweiz  in Bezug auf SF Schweizer Fernsehen, trotz des grossen Unterschieds  in 
der Quantität und Ausgestaltung der jeweiligen Bildungsangebote. Die Diskussion fokussiert 



















ken)  für die  formalen und  informellen Aktivitäten und weitere 371 Millionen Pfund  (etwa 









programm  findet  sich noch die Werbung  für die Social Action Campaigns  sowie die Doku‐
mentar‐ und Reality‐Programme, die einen Bildungsanspruch  im weiteren Sinn haben. Das 



























2. Wie  interpretieren SF Schweizer Fernsehen und BBC  ihren Bildungsauftrag  im Rah‐
men  ihrer Strategie, und wie setzen sie  ihren Bildungsauftrag um angesichts dieser 
Veränderungen? 
Die  Untersuchung  des  Bildungsauftrags  sollte  exemplarisch  zeigen,  welche  Heraus‐
forderungen sich  für PSB aus dem gesellschaftlichen und technologischen Wandel ergeben 
und wie die PSB‐Veranstalter mit diesen Veränderungen strategisch umgehen. Der Bildungs‐
auftrag  kann  in  diesem  Zusammenhang  als  exemplarisch  für wenig massenattraktive  Pro‐
gramme gelten, die aber konstitutiv für PSB waren und sind.  
Die  grösste Herausforderung der  Informationsgesellschaft und der Wissensgesellschaft  für 



























Plattformbetreiber auch die  Inhalte kontrolliert.  In der Schweiz dagegen  ist die Digitalisie‐
rung erst am Anfang. 2007 sind erste  IPTV‐Angebote auf den Markt gekommen, spielen al‐
lerdings  noch  keine  Rolle.  Ist Grossbritannien  also  ein Modell  für  die  Entwicklung  in  der 
Schweiz?  
Die unterschiedliche Entwicklung der beiden Medienmärkte in den 1990er Jahren gibt Grund 
zur Annahme, dass die  Schweiz eine  andere  Entwicklung nehmen wird. BSkyB hatte nach 





















fangbare  Analoganbieter  (abgesehen  von  einem  kleinen  Pay‐TV‐Anteil)  konkurrieren  die 
Veranstalter  des  deutschsprachigen Raums mit  gleich  langen  Spiessen.  In Grossbritannien 
positionieren  sich  die  kostenlos  empfangbaren  „Freeview“‐Programme  gegenüber  BSkyB, 
das 2006 mehr Zuschauer (Abonnenten) hatte als alle anderen Plattformen zusammen. 
Neben  dem  Medienumfeld  spielt  die  Bildungslandschaft  eine  wichtige  Rolle  für  den  Bil‐
dungsauftrag von PSB. Sowohl die Schweiz als auch Grossbritannien haben hochentwickelte, 
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effiziente Bildungssysteme, die eine den Anforderungen entsprechende Grundbildung und 
differenzierte  höhere  Bildungsangebote  offerieren.  Doch  während  die  Schweiz  ein  über‐
wiegend staatlich finanziertes System ist, ist das britische Bildungssystem unter der Labour‐
Regierung von Tony Blair zunehmend unter Marktgesichtspunkten  reformiert worden. Aus 
diesem Grund  sind  die Qualitätsunterschiede  zwischen  britischen  Schulen  gross,  und  der 
























































Aus  der  Sicht  der  Anforderungen  an  die  Bildung  sind  beide  Strategien  gerechtfertigt.  Ein 
hochentwickeltes,  ausdifferenziertes  Bildungssystem  in  einer  Informations‐  und  Wissens‐
gesellschaft kann von didaktischen Fernsehprogrammen nicht profitieren, da Fernsehen als 
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